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Der	 Landta		g	 des	 Freistaates	 Bayern	 hat	 das	 fol-
gende	 Gesetz	 beschlossen,	 das	 hiermit	 bekannt	 ge-
macht	wird:

§	1

Das	Bayerische	Hochschulgesetz	(BayHSchG)	vom	
23.	Mai	2006	(GVBl	S. 245,	BayRS	2210-1-1-WFK),	zu-
letzt	geändert	durch	§	1	des	Gesetzes	vom	23.	Februar	
2011	(GVBl	S. 102),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Art.	25	Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Nr.	1	wird	das	Wort	„fünf“	durch	das	
Wort	„sechs“	ersetzt.

bb)	Nr.	4	erhält	folgende	Fassung:

„4.	 zwei	 Vertreter	 oder	 Vertreterinnen	
der	Studierenden	und“.

b)	 In	 Satz	 2	 wird	 das	 Wort	 „sechs“	 durch	 das	
Wort	„sieben“	ersetzt.

2.	 In	Art.	26	Abs.	1	Satz	1	Nr.	2	wird	das	Wort	„acht“	
durch	das	Wort	„zehn“	ersetzt.

3.	 Art.	52	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	2	Satz	1	Nr.	1	erhält	folgende	Fa	ssung:

„1.	 die	 zwei	 Vertreter	 oder	 Vertreterinnen	
der	Studierenden	im	Senat,“.

b)	 Abs.	3	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Satz	2	erhält	folgende	Fassung:

„2Dieser	besteht	aus	sechs	Personen,	von	

2		210-1-1-WFK
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denen	 zwei	 vom	 studentischen	 Konvent	
und	 zwei	 vom	 Fachschaftenrat	 gewählt	
wer	den;	außerdem	gehören	ihm	die	zwei	
Vertreter	oder	Ver	treterinnen	der	Studie-
renden	im	Senat	an.“

bb)	Satz	7	erhält	folgende	Fassung:

„7Bestehen	 an	 einer	 Hochschule	 kei-
ne	 Fakultäten,	 gehören	 dem	 Sprecher-	
und	 Sprecherinnenrat	 sechs	 Vertreter	
und	 Vertreterinnen	 der	 Studierenden	
an;	Mitglieder	nach	Halbsatz	1	sind	die	
zwei	 Vertreter	 oder	 Vertreterinnen	 der	
Studierenden	im	Senat	sowie	diejenigen	
Studierenden	 in	 der	 erforderlichen	 An-
zahl,	auf	die	bei	der	Wahl	der	zwei	Ver-
treter	 oder	 Vertreterinnen	 der	 Studie-
renden	im	Senat	weitere	Sitze	entfallen	
würden.“

§	2

Die	 Hochschulwahlen	 im	 Sommersemester	 2013	
sind	unter	Berücksichtigung	von	§	1	durchzuführen.	

§	3

(1)	 Dieses	 Gesetz	 tritt	 am	 1.	 Oktober	 2013	 in	
Kraft.

(2)	Abweichend	von	Abs.	1	tritt	§	2	am	1.	Januar	
2013	in	Kraft.

München,	den	9.	Juli	2012

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst		S	e	e	h	o	f	e	r

2210-1-1-WFK

Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Hochschulgesetzes

Vom 9. Juli 2012
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Der	 Landtag	 des	 Freistaates	 Bayern	 hat	 das	 fol-
gende	 Gesetz	 beschlossen,	 das	 hiermit	 bekannt	 ge-
macht	wird:

§	1

Änderung	des	Bayerischen	
Universitätsklinikagesetzes

Das	 Gesetz	 über	 die	 Universitätsklinika	 des	
Freistaates	 Bayern	 (Bayerisches	 Universitätsklini-
kagesetz	 –	 BayUni	KlinG)	 vom	 23.	 Mai	 2006	 (GVBl	
S.	285,	BayRS	2210-2-4-WFK),	geändert	durch	§	4	des	
Gesetzes	 vom	 7.	 Juli	 2009	 (GVBl	 S.	 256),	 wird	 wie	
folgt	geändert:

1.	 Art.	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Überschrift	werden	das	Wort	„Errich-
tung“	sowie	das	Komma	gestrichen.

b)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:

aaa)	 In	Satz	1	entfällt	die	Satznummerie-
rung.

bbb)	Der	 einleitende	 Satzteil	 erhält	 fol-
gende	Fassung:

„Der	 Freistaat	 Bayern	 betreibt	 als	
rechtsfähige	 Anstalten	 des	 öffentli-
chen	Rechts“.

ccc)		 Es	wird	 folgende	neue	Nr.	3	einge-
fügt:

„3.	das	Klinikum	rechts	der	Isar	der	
Technischen	 Universität	 Mün-
chen,“.

ddd)	Die	bisherigen	Nrn.	3	und	4	werden	
Nrn.	4	und	5.

bb)	Satz	2	wird	aufgehoben.

c)	 Abs.	2	wird	aufgehoben.

d)	 Der	bisherige	Abs.	3	wird	Abs.	2	und	wie	folgt	
geändert:

G  esetz 
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aa)	 Die	Worte	„Änderung	der“	und	die	Worte	
„und	die	Zuordnung	weiterer	Einrichtun-
gen“	werden	gestrichen.

bb)	Nach	 dem	 Wort	 „Staatsministerium“	
werden	die	Worte	„für	Wissenschaft,	For-
schung	und	Kunst	(im	Folgenden:	Staats-
ministerium)“	ein	gefügt.

e)	 Der	bisherige	Abs.	4	wird	Abs.	3	und	wie	folgt	
geändert:

aa)	In	 Satz	 1	 entfällt	 die	 Satznummerie-
rung.

bb)	Satz	2	wird	aufgehoben.

f)	 Der	bisherige	Abs.	5	wird	Abs.	4	und	wie	folgt	
geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„den	Klinika“	
durch	die	Worte	„dem	Klinikum“	und	die	
Worte	 „Zwecke	 des	 Betriebs“	 durch	 die	
Worte	„den	Betrieb“	ersetzt.

bb)	In	Satz	2	wird	das	Wort	„weiterhin“	ge-
strichen.

g)	 Der	bisherige	Abs.	6	wird	Abs.	5	und	wie	folgt	
geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 entfällt	 die	 Satznummerierung	
und	 es	 werden	 die	 Worte	 „Die	 Klinika	
verfolgen“	 durch	 die	 Worte	 „Das	 Klini-
kum	verfolgt“	ersetzt.

bb)	Satz	2	wird	aufgehoben.

2.	 Art.	2	Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Sätze	1	und	2	erhalten	folgende	Fassung:

„1Das	 Klinikum	 ist	 der	 Universität	 zugeord-
net;	es	dient	der	universitären	Forschung	und	
Lehre	und	dem	wissenschaftlichen	Fortschritt	
und	nimmt	daran	ausgerichtet	Aufgaben	der	
Krankenversorgung	wahr.	2Es	fördert	die	Wei-
terbildung	seines	Personals.“

b)	 Satz	4	erhält	folgende	Fassung:

„4Das	 Klinikum	 hat	 sicherzustellen,	 dass	 die	
im	 Klinikum	 tätigen	 Mitglieder	 der	 Univer-

Gesetz  
zur Änderung des  
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sität	 die	 durch	 Art.	 5	 Abs.	 3	 des	 Grundge-
setzes	und	Art. 108	der	Verfassung	verbürg-
ten	 Grundrechte	 und	 die	 Freiheiten	 nach	
Art.	 3	 des	 Bayerischen	 Hochschulgesetzes
(BayHSchG)	wahrnehmen	kön	nen.“

3.	 Art.	3	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„die	für	seine	
Leistungen	 vereinbarten	 oder	 festgeleg-
ten	Entgelte	und	durch“	durch	die	Worte	
„Entgelte	und“	ersetzt.

bb)	Satz	2	erhält	folgende	Fassung:

„2Die	 staatlichen	 Aufgaben	 der	 Medizi-
nischen	Fakultät	in	Forschung	und	Lehre	
fi	nanziert	der	Freistaat	Bayern	nach	Maß-
gabe	des	Staatshaus	halts	und	stellt	Mittel	
für	sonstige	nicht	voll	vergütete	betriebs-
notwendige	 Aufwendun	gen	 (sonstige	
Trägeraufgaben)	 und	 Investitionen	 nach	
Maßgabe	 des	 Staatshaushalts	 zur	 Verfü-
gung.“

cc)	 In	Satz	3	wird	das	Wort	„fi	nanziert“	durch	
das	Wort	„durchgeführt“	ersetzt.

b)	 Abs.	3	Satz	2	erhält	folgende	Fassung:

„2Die	Verwendung	der	Mittel	wird	im	Jahres-
abschluss	nachgewiesen.“

c)	 Abs.	4	wird	aufgehoben.

d)	 Die	 bisherigen	 Abs.	 5	 und	 6	 werden	 Abs.	 4	
und	5.

4.	 Art.	5	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Abs.	 2	 Satz	 3	 werden	 die	 Worte	 „der	 zu-
grundegelegten	Annahmen“	gestrichen.

b)	 Abs.	3	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„eines	jeden“	
durch	das	Wort	„des“	ersetzt.

bb)	In	Satz	3	werden	die	Worte	„auf	das	Wirt-
schaftsjahr“	gestrichen.

c)	 Abs.	4	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	wird	das	Wort	„drei“	durch	das	
Wort	„fünf“	ersetzt.

bb)	Es	werden	 folgende	neue	Sätze	2	und	3	
eingefügt:

„2Das	 Staatsministerium	 kann	 mit	 Zu-
stimmung	der	Obersten	Baubehörde	und	
des	 Staatsministeriums	 der	 Finanzen	 im	

Einzelfall	einem	Klinikum	die	Bauherren–
eigenschaft	 für	 eine	 Baumaßnahme	 mit	
Baukosten	 von	 mehr	 als	 fünf	 Millionen	
Euro	übertragen,	die	zu	mehr	als	50 v.H.	
vom	Klinikum	außerhalb	der	Anlage	S	des	
jeweiligen	Haushaltplans	fi	nanziert	wird.	
3Die	 festgestellten	 Gesamtkosten	 der	 je-
weiligen	Baumaßnahme	sind	vom	Staats-
ministerium	 für	Wissenschaft,	 Forschung	
und	Kunst	dem	Ausschuss	für	Staatshaus-
halt	 und	 Finanzfragen	 des	 Bayerischen	
Landtags	zur	Genehmigung	vorzulegen.“

cc)	 Der	bisherige	Satz	2	wird	Satz	4.

dd)	Die	bisherigen	Sätze	3	und	4	werden	auf-
gehoben.	

5.	 Art.	7	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Abs.	 2	 Satz	 1	 werden	 nach	 den	 Worten	
„Dauer	von“	die	Worte	„bis	zu“	eingefügt.

b)	 In	Abs.	3	Satz	2	werden	die	Worte	„der	Uni-
versität“	gestrichen.

c)	 Abs.	6	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„in	entspre-
chender	Anwendung	des	Art.	83	des	Bay-
erischen	 Beamtengesetzes	 (BayBG)“	 ge-
strichen.

bb)	Es	wird	folgender	Satz	3	angefügt:

„3Gegenüber	dem	Klinikum	haften	sie	nur	
für	Vorsatz	oder	grobe	Fahrlässigkeit.“

6.	 Art.	8	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Nr.	 1	 werden	 nach	 der	 Zahl	 „3“	 die	
Worte	 „so	wie	 die	 stellvertretenden	 Mit-
glieder“	eingefügt.

bb)	In	Nr.	7	werden	die	Worte	„gemäß	Art.	5	
Abs. 4	Satz	4“	gestrichen.

b)	 Abs.	3	Satz	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Nr.	4	wird	der	Schlusspunkt	durch	ein	
Kom	ma	ersetzt.

bb)	Es	wird	folgende	Nr.	5	angefügt:

„5.	 Abschluss	 von	 Zielvereinbarungen	
mit	dem	Staatsministerium.“

7.	 Art.	10	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	1	Satz	4	werden	die	Worte	„klinischen	
Einrichtung	oder	einer	selbstständigen	Abtei-
lung	und	einem	in	der	klinischen	Einrichtung	
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oder	 der	 selbstständigen	 Abteilung“	 durch	
die	 Worte	 „Einrichtung	 und	 einem	 dort“	 er-
setzt.

b)	 Abs.	2	Sätze	1	und	2	erhalten	 folgende	Fas-
sung:

„1Über	 die	 Errichtung,	 Änderung	 und	 Auf-
hebung	 von	 Kliniken,	 von	 selbstständigen	
Abteilungen	 und	 sonstigen	 Einrichtungen	
entscheidet	der	Klinikumsvorstand	im	Einver-
nehmen	mit	der	Hochschulleitung	sowie	der	
Medizinischen	Fakultät	und	mit	Zustimmung	
des	Aufsichtsrats.	 2Die	Leitung	der	Kliniken,	
selbstständiger	 Abteilungen	 und	 sonstiger	
Einrichtungen	 wird	 vom	 Klinikumsvorstand	
im	Einvernehmen	mit	der	Medizinischen	Fa-
kultät	bestellt	und	abberufen.“

c)	 In	Abs.	3	Satz	2	werden	die	Worte	„der	am	Kli-
nikum	 tätigen	 wissenschaftlichen,	 ärztlichen	
und	 zahnärztlichen	 Beamten	 und	 Beamtin-
nen“	durch	die	Worte	„oder	Dienstvorgesetzte	
des	am	Klinikum	 tätigen	wissenschaftlichen,	
ärztlichen	 und	 zahnärztlichen	 Personals“	 er-
setzt.

d)	 In	Abs.	4	Satz	4	werden	nach	dem	Wort	„Be-
auftragter“	die	Worte	„oder	eine	Beauftragte“	
und	nach	dem	Wort	„Dienstvorgesetzter“	die	
Worte	„oder	Dienstvorgesetzte“	eingefügt.

e)	 In	Abs.	5	Satz	2	wird	nach	dem	Wort	„Vorge-
setzter“	die	Worte	„oder	Vorgesetzte“	einge-
fügt.

8.	 Art.	11	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	1	Satz	2	werden	die	Worte	„Zu	diesem	
Zweck	informiert	sie	der	Klinikumsvorstand“	
durch	 die	 Worte	 „Dieser	 informiert	 sie“	 er-
setzt.

b)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Satz	2	erhält	folgende	Fassung:

„2Ihr	gehören	die	Vorstände	der	Kliniken,	
der	selbstständigen	Abteilungen	und	die	
Leiter	und	Leiterinnen	der	sonstigen	Ein-
richtungen	an.“

bb)	Satz	3	wird	wie	folgt	geändert:

aaa)	 Das	 Wort	 „sowie“	 wird	 durch	 ein	
Komma	ersetzt.

bbb)	Es	 werden	 jeweils	 die	 Worte	 „ärzt-
lich-wissenschaftlichen“	 durch	 das	
Wort	„wissenschaftlichen“	ersetzt.

ccc)	Vor	dem	Wort	„Gleichstellungsbeauf-
tragte“	werden	die	Worte	„oder	der“	
eingefügt.

cc)	 In	 Satz	 4	 Halbsatz	 2	 werden	 die	 Worte	
„über	die	Wahl“	gestrichen.

dd)	In	 Satz	 5	 werden	 die	 Worte	 „klinischen,	
vorkli	nischen	 und	 sonstigen	 medizini-
schen“	gestrichen.

9.	 Art.	12	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Satz	1	werden	nach	dem	Wort	„zusammen“	
die	Worte	„und	unterstützen	sich	bei	der	Er-
füllung	 ihrer	 gesetzlichen	 Aufgaben“	 einge-
fügt.

b)	 In	 Satz	 2	 werden	 die	 Worte	 „der	 wechsel-
seitigen	 Kostenerstattung“	 durch	 die	 Worte	
„eventueller	 Kostenerstattungen	 im	 wirt-
schaftlichen	Bereich“	ersetzt.

10.	 Art.	13	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Abs.	 2	 Satz	 1	 Halbsatz	 1	 wird	 das	 Wort	
„hierfür“	gestrichen.

b)	 Abs.	3	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 werden	 die	 Worte	 „der	 aus	
Abs.	 2	 Satz	 1	 erwachsenden“	 durch	 das	
Wort	 „dieser“	 und	 das	 Wort	 „Nähere“	
durch	das	Wort	„Weitere“	ersetzt.

bb)	In	 Satz	 2	 Halbsatz	 2	 werden	 nach	 dem	
Wort	„zum“	die	Worte	„oder	zur“	einge-
fügt.

11.	 Art.	14	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs. 1	erhält	folgende	Fassung:

„(1)	 1Für	 die	 Mitarbeiter	 und	 Mitarbei-
terinnen	 sowie	 die	 Auszubildenden	 des	 Kli-
nikums	 gelten	 die	 für	 den	 Freistaat	 Bayern	
jeweils	 einschlägigen	 Bestimmungen.	 2Die	
Klinika	 beteiligen	 sich	 an	 der	 Versorgungs-
anstalt	 des	 Bundes	 und	 der	 Länder	 für	 alle	
nach	deren	Satzung	versicherbaren	Beschäf-
tigten.“

b)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Nr.	1	erhält	folgende	Fassung:

„1.	 Die	Beschäftigungszeiten	von	Arbeit-
nehmern	 und	 Arbeitnehmerinnen	
beim	 Freistaat	 Bayern	 werden	 vom	
Klinikum,	solche	beim	Klinikum	wer-
den	vom	Freistaat	Bayern	jeweils	wie	
eigene	 Beschäftigungszeiten	 ange-
rechnet.“

bb)	In	Nr.	2	werden	nach	dem	Wort	„Arbeit-
nehmerinnen“	die	Worte	„und	die	Auszu-
bildenden“	eingefügt.
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cc)	 Nr.	3	erhält	folgende	Fassung:

„3.	 Das	 Klinikum	 hat	 die	 Dienstherrnfä-
higkeit.	Der	Kaufmännische	Direktor	
oder	 die	 Kaufmännische	 Direktorin	
ernennt	 die	 Beamten	 und	 Beamtin-
nen	 des	 Klinikums.	 Der	 Vorstand	
erfüllt	 die	 Aufgaben	 der	 obersten	
Dienstbehörde.“

dd)	Nr.	4	Satz	1	erhält	folgende	Fassung:

„Die	Hochschullehrer	und	Hochschulleh-
rerinnen	im	Sinn	des	Art. 17	Abs.	2	Satz	1	
Nr.	1	BayHSchG	sowie	wissenschaftliche	
Mitarbeiter	und	Mitarbeiterinnen	im	Sinn	
des	Art.	17	Abs.	2	Satz	1	Nr.	2	BayHSchG	
sind	Bedienstete	des	Freistaates.“

c)	 Abs.	3	Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Im	einleitenden	Satzteil	werden	die	Wor-
te	„Abs.	3“	durch	die	Worte	„Abs.	2“	und	
die	Worte	„wird	mit	Wirksamkeit	der	Zu-
ordnung	Folgendes	bestimmt“	durch	die	
Worte	„gilt	Folgendes“	ersetzt.

bb)	In	Nr.	1	werden	die	Worte	„Arbeitnehmer	
und	Arbeitnehmerinnen	aus	der	in	Art.	17	
Abs.	2	Satz	1	Nr.	3	BayHSchG	genannten	
Gruppe	 (sonstige	 Mitarbeiter	 und	 Mitar-
beiterinnen)“	durch	die	Worte	„sonstigen	
Mitarbeiter	und	Mitarbeiterinnen	im	Sinn	
des	Art.	17	Abs.	2	Satz	1	Nr.	3	BayHSchG“	
ersetzt.

cc)	 Nr.	2	erhält	folgende	Fassung:

„2.	 Die	 beamteten	 sonstigen	 Mitar-
beiter	 und	 Mitarbeiterinnen	 im	
Sinn	 des	 Art.	 17	 Abs.  2	 Satz	 1	
Nr.	 3	 BayHSchG	 werden	 ge	mäß
§§	 16	 bis	 19	 des	 Beamtenstatusge-
setzes	übernommen.“

dd)	In	Nr.	3	werden	die	Worte	„,die	der	Ein-
richtung	 zugeordnet	 sind,	 bleiben	 im	
Dienst“	durch	die	Worte	„sind	Bedienste-
te“	ersetzt.

12.	 Art.	16	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	aufgehoben.

b)	 Die	 bisherigen	 Abs.	 2	 und	 3	 werden	 Abs.	 1	
und	2.

13.	 Art.	17	wird	aufgehoben.

14.	 Art.	18	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 der	 Überschrift	 wird	 das	 Wort	 „,	 Außer-
Kraft-Treten“	gestrichen.

b)	 In	Satz	1	entfällt	die	Satznummerierung	und	
die	Worte	„und	mit	Ablauf	des	31. Dezember	
2012	außer	Kraft“	werden	gestrichen.

c)	 Sätze	2	und	3	werden	aufgehoben.	

§	2

Änderung	des	Bayerischen	Hochschulgesetzes

Das	 Bayerische	 Hochschulgesetz	 (BayHSchG)	
vom	23. Mai	2006	(GVBl	S.	245,	BayRS	2210-1-1-WFK),
zuletzt	geändert	durch	Gesetz	vom	9.	Juli	2012	(GVBl	
S.	338),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Art.	1	Abs.	2	werden	folgende	Sätze	3	und	4	ange-
fügt:

„3Mit	 Zustimmung	 des	 Staatsministeriums	 für	
Wissenschaft,	 Forschung	 und	 Kunst	 (im	 Folgen-
den:	Staatsministerium)	kann	die	Grundordnung	
vorsehen,	 dass	 anstelle	 der	 Bezeichnung	 ‚Fach-
hochschule‘	eine	andere	profi	ladäquate	Bezeich-
nung,	insbesondere	die	Bezeich	nung	‚Technische	
Hochschule‘	 geführt	 wird,	 wenn	 die	 Fachhoch-
schule	 nach	 ihrem	 Fächerspektrum,	 ihrer	 Leis-
tungsfähigkeit,	 ihrer	 internationalen	 Bedeutung	
und	 ihrer	 Kooperation	 mit	 Wissenschaft	 und	
Wirtschaft	 dieser	 Bezeichnung	 entspricht.	 4Das	
Staatsministerium	 wird	 ermächtigt,	 die	 Voraus-
setzungen	durch	Rechtsver	ordnung	näher	zu	be-
stimmen.“

2.	 In	Art.	5	Abs.	2	Satz	3	werden	die	Worte	„für	Wis-
senschaft,	Forschung	und	Kunst	(Staatsministeri-
um)“	gestrichen.

3.	 Art.	42	Abs.	2	wird	folgender	Satz	6	angefügt:

„6Für	 die	 Teilnahme	 an	 speziellen	 weiterbilden-
den	Studien	(Art.	56	Abs.	6	Nr.	3)	kann	von	einer	
Immatrikulation	abgesehen	werden.“

4.	 Art.	63	Abs.	2	Satz	1	erhält	folgende	Fassung:

„1Kompetenzen,	 die	 im	 Rahmen	 sonstiger	 wei-
terbildender	 Studien	 nach	 Art.	 56	 Abs.	 6	 Nr.	 3	
oder	außerhalb	des	Hochschulbereichs	erworben	
wurden,	 können	 angerechnet	 werden,	 wenn	 sie	
gleichwertig	sind.“

§	3

Änderung	des	Bayerischen	
Hochschulpersonalgesetzes

Das	 Gesetz	 über	 die	 Rechtsverhältnisse	 der	
Hochschullehrer	 und	 Hochschullehrerinnen	 sowie	
des	 weiteren	 wissenschaftlichen	 und	 künstlerischen	
Personals	 an	 den	 Hochschulen	 (Bayerisches	 Hoch-
schulpersonalgesetz	–	Bay	HSchPG)	vom	23.	Mai	2006	
(GVBl	S.	230,	BayRS	2030-1-2-WFK),	zuletzt	geändert	
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durch	§	2	des	Gesetzes	vom	23.	Februar	2011	(GVBl
S.	102),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Art.	3	wird	folgender	Abs.	4	angefügt:

„(4)	Wird	mit	einem	Beamten	oder	einer	Be-
amtin	 im	 Sinn	 dieses	 Gesetzes	 ein	 öffentlich-
rechtliches	Dienst-	oder	Amtsverhältnis	zu	einem	
anderen	 Dienstherrn	 oder	 zu	 einer	 Einrichtung	
ohne	Dienstherrneigenschaft	begründet,	so	ist	der	
Beamte	 oder	 die	 Beamtin	 abweichend	 von	 §	 22	
Abs.	2	Satz	1	BeamtStG	nicht	entlassen,	wenn	er	
oder	sie	für	die	Wahrnehmung	einer	Vertretungs-
professur	beurlaubt	wird.“

2.	 Art.	6	Abs.	1	wird	folgender	Satz	7	angefügt:

„7In	den	Vorschriften	nach	Satz	1	kann	ferner	ge-
regelt	 werden,	 dass	 Tätigkeiten,	 die	 im	 Zusam-
menhang	mit	den	in	Satz	3	genannten	Tätigkeiten	
stehen,	auch	beamtetem	nichtwissenschaftlichen	
Personal	 als	 Nebenamt	 übertragen	 werden	 kön-
nen;	Sätze	4	bis	6	gelten	entsprechend.“

§	4

Änderung	des	Bayerischen	
Hochschulzulassungsgesetzes

Das	 Gesetz	 über	 die	 Hochschulzulassung	 in	
Bayern	 (Bayerisches	 Hochschulzulassungsgesetz	
–	 BayHZG)	 vom	 9.	 Mai	 2007	 (GVBl	 S.	 320,	 BayRS
2210-8-2-WFK),	zuletzt	geändert	durch	§	3	des	Geset-
zes	vom	23.	Februar	2011	(GVBl	S.	102),	wird	wie	folgt	
geändert:

1.	 Art.	2	Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Nr.	3	erhält	folgende	Fassung:

„3.	 aus	der	Ableistung	eines	 freiwilligen	so-
zialen	Jahres	oder	eines	freiwilligen	öko-
logischen	 Jahres	 nach	 dem	 Gesetz	 zur	
Förderung	 von	 Jugendfreiwilligendiens-
ten	 (Jugendfreiwilligendienstegesetz	 –	
JFDG)	vom	16.	Mai	2008	(BGBl	I	S.	842)	
in	der	jeweils	geltenden	Fassung	oder	im	
Rahmen	 eines	 von	 der	 Bundesregierung	
geförderten	Modellprojekts,“.

b)	 Es	werden	folgende	neue	Nr.	4	und	folgende	
Nr.	5	eingefügt:

„4.	 aus	der	Ableistung	des	freiwilligen	Wehr-
dienstes	 nach	 dem	 Wehrpfl	ichtgesetz	
(WPfl	G)	 in	 der	 Fassung	 der	 Bekannt-
machung	 vom	 15.  Au	gust	 2011	 (BGBl	 I
S.	1730)	in	der	jeweils	geltenden	Fassung,

5.	 aus	 der	 Ableistung	 eines	 Bundesfreiwil-
ligendienstes	nach	dem	Gesetz	über	den	
Bundesfrei	willigendienst	 (Bundesfreiwil-
ligendienstgesetz	–	BFDG)	vom	28.	April	

2011	(BGBl	I	S. 687)	in	der	jeweils	gelten-
den	Fassung,“.

c)	 Die	bisherige	Nr.	4	wird	Nr.	6.

2.	 Art.	5	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	3	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Es	 wird	 folgender	 neuer	 Satz	 11	 einge-
fügt:

„11Wer	geltend	macht,	aus	nicht	selbst	zu	
vertretenden	Umständen	daran	gehindert	
gewesen	 zu	 sein,	 einen	 für	 die	 Berück-
sichtigung	 bei	 der	 Auswahl	 nach	 Satz	 1	
Nrn.	2	bis	5	und	Sätzen	2	und	3	besseren	
Wert	zu	erreichen,	wird	mit	dem	Wert	an	
der	 Vergabe	 der	 Studienplätze	 beteiligt,	
den	sie	oder	er	nachweisen	kann.“

bb)	Der	bisherige	Satz	11	wird	Satz	12.

b)	 Abs.	4	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Es	wird	folgender	neuer	Satz	2	eingefügt:

„2Von	 der	 Vergabe	 nach	 Satz	 1	 ist	 aus-
geschlossen,	 wer	 den	 Vorabquoten	 nach	
Abs.	3	Satz	1	Nrn.	2	bis	5	unterfällt.“

bb)	Die	 bisherigen	 Sätze	 2	 bis	 4	 werden	
Sätze	3	bis	5.

3.	 Art.	7	Abs.	2	erhält	folgende	Fassung:

„(2)	 Im	 Auswahlverfahren	 der	 Hochschulen	
gemäß	Art. 10	Abs.	1	Satz	1	Nr.	3	des	Staatsver-
trags	 können	 im	 Rahmen	 der	 Vorauswahl	 der	
Grad	 der	 Qualifi	kation,	 der	 Grad	 der	 Ortspräfe-
renz	 oder	 die	 Verbindung	 dieser	 Maßstäbe	 be-
rücksichtigt	werden.“

4.	 In	 Art.	 8	 Abs.	 3	 Nr.	 4	 werden	 die	 Worte	 „die	
Grundsätze	des	Serviceverfahrens	und	der“	durch	
die	Worte	„das	Serviceverfahren	und	die“	ersetzt.

§	5

Inkrafttreten

(1)	Dieses	Gesetz	 tritt	 am	31.	Dezember	2012	 in	
Kraft.

(2)	Abweichend	von	Abs.	1	 treten	§§	2	bis	4	am	
1. August	2012	in	Kraft.		 	

München,	den	9.	Juli	2012

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst		S	e	e	h	o	f	e	r
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Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen,  
des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes  

und weiterer Vorschriften

Vom 9. Juli 2012

1Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	13/2012

Der	 Landtag	 des	 Freistaates	 Bayern	 hat	 das	 fol-
gende	 Gesetz	 beschlossen,	 das	 hiermit	 bekannt	 ge-
macht	wird:

§	1

Änderung	des	Bayerischen	Gesetzes	
über	das	Erziehungs-	und	Unterrichtswesen

Art.	7	Abs.	8	Satz	1	des	Bayerischen	Gesetzes	über	
das	 Er	ziehungs-	 und	 Unterrichtswesen	 (BayEUG)	 in	
der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	31.	Mai	2000	
(GVBl	S.	414,	ber.	S.	632,	BayRS	2230-1-1-UK),	zuletzt	
geändert	durch	§ 37	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	
2011	(GVBl	S. 689),	erhält	folgende	Fassung:

„1Die	Hauptschule	stellt	auf	Antrag	das	Zeugnis	über	
den	qualifi	zierten	berufl	ichen	Bildungsabschluss	aus,	
wenn	 der	 qualifi		zierende	 Hauptschulabschluss,	 aus-
reichende	Kenntnisse	in	Englisch,	die	dem	Leistungs-
stand	eines	fünfjährigen	Unterrichts	entsprechen,	so-
wie	ein	Berufsabschluss	mit	einem	Notendurchschnitt	
von	mindestens	3,0	im	Abschluss	zeugnis	nachgewie-
sen	werden;	Art. 11	Abs. 2	Satz 2	Halb	sätze 2	und	3	
gelten	entsprechend.“

§	2

Weitere	Änderung	des	Bayerischen	Gesetzes	
über	das	Erziehungs-	und	Unterrichtswesen

Das	Bayerische	Gesetz	übe	r	das	Erziehungs-	und	
Unterrichtswesen,	 zuletzt	 geändert	 durch	 §	1	 dieses	
Gesetzes,	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Die	Inhaltsübersicht	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Überschrift	des	Art.	7	werden	die	Worte	
„und	die	Hauptschule	(Volksschulen)“	gestri-
chen.

b)	 Es	wird	folgender	Art.	7a	eingefügt:

„Art.	7a		 Die	Mittelschule“.

c)	 Die	 Überschrift	 des	 Art.	 28	 erhält	 folgende	
Fassung:

„Art.	28		 Erfordernisse	der	Raumordnung“.

G  esetz 
zur Änderung des 

Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen, 
des Bayerischen Schulfi nanzierungsgesetzes 

und weiterer Vorschriften

Vo  m 9. Juli 2012

d)	 In	der	Überschrift	des	Art.	29	werden	die	Wor-
te	„und	Schülerheimen“	angefügt.

e)	 In	der	Überschrift	des	Art.	31	wird	das	Wort	
„; Mittagsbetreuung“	angefügt.

f)	 Die	Überschriften	der	Art.	32	und	32a	erhal-
ten	folgende	Fassung:

„Art.	32		 Grundschulen
	

Art.	32a		 Mittelschulen“.

g)	 In	der	Überschrift	des	Art.	38	wird	das	Wort	
„Hauptschule“	 durch	 das	 Wort	 „Mittelschu-
le“	ersetzt.

h)	 Die	 Überschriften	 des	 Vierten	 Teils	 erhalten	
folgende	Fassung:

„Vierter	Teil

Schülerheime

Art.	106		 Begriffsbestimmung

Art.	107		 Errichtung	und	Änderungen

Art.	108		 	Schülerheime	 bei	 Förderschu-
len

Art.	109		 Aufsicht

Art.	110		 Untersagung“.

i)	 Im	Siebten	Teil	wird	 folgender	Abschnitt	 IIa	
eingefügt:

„Abschnitt	IIa

Übergangsvorschriften zum Gesetz zur 
Änderung des Bayerischen Gesetzes über 

das Erziehungs- und Unterrichtswesen, des 
Bayerischen Schulfi nan zierungsgesetzes 

und weiterer Vorschriften 
vom 9. Juli 2012

Art.	127a	 Wahrung	des	Rechtsstands“.

2.	 Art.	6	wird	wie	folgt	geändert:	
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a)	 Abs.	2	Nr.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Buchst.	 a	werden	die	Worte	„und	die	
Hauptschule	(Volksschulen)“	gestrichen.

bb)	Es	wird	folgender	neuer	Buchst.	b	einge-
fügt:

„b)	die	Mittelschule,“.

cc)	 Die	 bisherigen	 Buchst.	 b	 bis	 d	 werden	
Buchst.	c	bis	e.

b)	 Abs.	5	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	wird	das	Wort	„Hauptschulen“	
durch	das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

bb)	In	 Satz	 2	 werden	 das	 Wort	 „Hauptschu-
len“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	und	
das	 Wort	 „Hauptschulstufe“	 durch	 das	
Wort	„Mittelschulstufe“	ersetzt.

cc)	 Es	wird	folgender	neuer	Satz	3	eingefügt:

„3An	 sonstigen	 Förderzentren	 mit	 Aus-
nahme	 des	 Förderschwerpunkts	 gemäß	
Art. 20	Abs. 1	Nr. 4	sowie	an	Förderschu-
len	im	Sinn	des	Art. 20	Abs. 2	Satz 1	Nr. 2	
und	 Wirtschaftsschulen	 zur	 sonderpäd-
agogischen	 Förderung	 können	 entspre-
chend	den	Sätzen	1	und	2	auf	Antrag	des	
Schulaufwandsträgers	Ganztagsangebote	
ergänzend	zu	Maßnahmen	in	Einrichtun-
gen	 der	 Jugendhilfe	 nach	 dem	 Achten	
Buch	Sozialgesetzbuch	oder	des	überört-
lichen	Sozialhilfeträgers	nach	dem	Zwölf-
ten	 Buch	 Sozialgesetzbuch	 eingerichtet	
werden.“

dd)	Die	bisherigen	Sätze	3	bis	6	werden	Sätze	
4	bis 7.

3.	 Art.	7	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Überschrift	werden	die	Worte	„und	die	
Hauptschule	(Volksschulen)“	gestrichen.

b)	 Abs. 1	wird	durch	folgende	Abs. 1	und	2	er-
setzt:

„(1)	 1Die	 Grundschule	 schafft	 durch	 die	
Vermittlung	einer	grundlegenden	Bildung	die	
Voraussetzungen	 für	 jede	weitere	schulische	
Bildung.	 2Sie	 gibt	 in	 Jahren	 der	 kindlichen	
Entwicklung	 Hilfen	 für	 die	 persönliche	 Ent-
faltung.	 3Um	 d	en	 Kindern	 den	 Übergang	 zu	
erleichtern,	arbeitet	die	Grundschule	mit	den	
Kindertageseinr	ichtungen	zusammen.

(2)	 1Die	 Grundschule	 umfasst	 die	 Jahr-
gangsstufen	1 bis	4.	2Sie	vereinigt	alle	Schul-
pfl	ichtigen	diese	r	Jahrgangsstufen,	soweit	sie	
nicht	eine	Förderschule		besuchen.“

c)	 Der	 bisherige	 Abs.  2	 wird	 Abs.  3;	 in	 Satz  1	
wird	das	Wort	„Volksschulen“	durch	das	Wort	
„Grundschulen“	ersetzt.

d)	 Der	bisherige	Abs. 3	wird	Abs. 4.

e)	 Die	bisherigen	Abs. 4	bis	9	werden	aufgeho-
ben.

4.	 Es	wird	f	olgender	Art.	7a	eingefügt:

„Art.	7a

Die	Mittelschule

(1)	 1Die	 Mittelschule	 vermittelt	 ein			e	 grund-
legende	 Allgemeinbildung,	 bietet	 Hilfen	 zur	
Berufsfi	ndung	 und	 schafft	 Voraussetzungen	 für	
eine	qualifi	zierte	berufl	iche	Bildung,	sie	eröffnet	
in	 Verbindung	 mit	 dem	 berufl	ichen	 Schulwesen	
Bildungswege,	 die	 zu	 einer	 abgeschlossenen	
Berufsausbildung	 und	 zu	 weiteren	 berufl	ichen	
Qualifi	kationen	 führen	 können,	 sie	 schafft	 die	
schulischen	Voraussetzungen	für	den	Übertritt	in	
weitere	 schulische	Bildungsgänge	bis	 zur	Hoch-
schulreife.	2Das	breite	Feld	von	unterschiedlichen	
Anlagen,	 Interessen	 und	 Neigungen	 wird	 durch	
ein	 differenziertes	 Auswahlangebot	 neben	 den	
für	 alle	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 verbindlichen	
Fächern	 berücksichtigt;	 hierfür	 ist	 die	 Bildung	
eigener	 Klassen	 und	 Kurse	 möglich,	 z.B.	 Praxis-
klassen	und	Klassen	oder	Kurse	für	Schülerinnen	
und	 Schüler	 mit	 nicht	 deutscher	 Muttersprache.	
3Mittelschulen	vermitteln	allein	oder	gemeinsam	
in	einem	Schulverbund	nach	Art.	32a	Abs.	1	und	
2	den	Schülerinnen	und	Schülern	ein	Bildungsan-
gebot,	das	regelmäßig	die	drei	Zweige	der	Berufs-
orientierung	 (Technik,	 Wirtschaft,	 Soziales)	 und	
ein	 schulisches	 Ganztagsangebot	 umfasst	 sowie	
zum	mittleren	Schulabschluss	 führt.	 4Mittelschu-
len	sollen	mit	einer	berufl	ichen	Schule,	der	regi-
onalen	Wirtschaft	und	der	Arbeits	verwaltung	zu-
sammenarbeiten.	

(2)	1Die	Mittelschule	baut	auf	der	Grundschu-
le	 auf	 und	 umfasst	 die	 Jahrgangsstufen	 5	 bis	 9	
und,	soweit	ein	Mittlere-Reife-Zug	oder	eine	Vor-
bereitungsklasse	 für	 den	 Erwerb	 des	 mittleren	
Schulabschlusses	eingerichtet	 ist,	auch	die	Jahr-
gangsstufe	10;	 sie	umfasst	 für	Schülerinnen	und	
Schüler,	die	Vorbereitungsklassen	für	den	Erwerb	
des	mittleren	Schulabschlusses	an	der	Mittelschu-
le	 besuchen,	 eine	 weitere	 Jahrgangsstufe.	 2Der	
Mittlere-Reife-Zug	 erstreckt	 sich	 auf	 die	 Jahr-
gangsstufen	 7	 bis	 10.	 3Ab	 der	 Jahrgangsstufe  7	
wer	den	Mittlere-Reife-Klassen	angeboten,	in	den	
Jahrgangsstufen	 7	 und	 8	 zur	 Vorbereitung	 auf	
Mittlere-Rei	fe-Klassen	auch	Mittlere-Reife-Kurse.	
4In	 Mittlere-Rei	fe-Klassen	 werden	 nach	 Maßga-
be	 der	 Schulordnung	 be	sonders	 leistungsstar-
ke	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 aufgenommen.	 5In	
Vorbereitungsklassen	 nach	 Satz	 1	 werden	 nach	
Maßgabe	der	Schulordnung	besonders	leistungs-
starke	Schülerinnen	und	Schüler	der	Jahrgangs-
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stufe	 9	 aufgenommen,	 die	 den	 qualifi	zierenden	
Abschluss	der	Mittelschule	erworben	haben.

(3)	An	Mittelschulen	können	nach	Maßgabe	
der	 im	Staatshaushalt	vorgesehenen	Stellen	und	
Mittel	 Vorbereitungsklassen	 nach	 Abs.	 2	 Satz	 1	
auf	Antrag	der	Schulleiterin	oder	des	Schulleiters	
der	 Mittelschule,	 wenn	 sie	 keinem	 Verbund	 an-
gehört,	 und	 der	 Verbundkoordinatorin	 oder	 des	
Verbundkoordinators,	 wenn	 sie	 einem	 Verbund	
angehört,	 eingerichtet	 werden;	 die	 Zustimmung	
des	Schulaufwandsträgers	ist	erforderlich.

(4)	 1Die	 Mittelschule	 verleiht	 in	 der	 Jahr-
gangsstufe  9	 den	 erfolgreichen	 Abschluss	 der	
Mittelschule,	wenn	die	erforderlichen	Leistungen	
erbracht	sind;	Schülerinnen	und	Schüler,	die	an	ei-
ner	besonderen	Leistungsfeststellung	teilnehmen,	
können	auch	den	qualifi	zierenden	Abschluss	der	
Mittelschule	 erwerben.	 2In	 der	 Jahrgangsstufe	
10	 führt	 die	 Mittlere-Reife-Klasse	 zum	 mittleren	
Schulabschluss	an	der	Mittelschule.	3Der	Erwerb	
eines	 mittleren	 Schulabschlusses	 kann	 mit	 Ge-
nehmigung	 der	 Regierung	 auch	 in	 Kooperation	
mit	einer	anderen	öffentlichen	Schule,	 insbeson-
dere	einer	anderen	Schulart,	angeboten	werden.

(5)	 1Die	 Mittelschule	 stellt	 auf	 Antrag	 das	
Zeugnis	 über	 den	 qualifi	zierten	 berufl	ichen	 Bil-
dungsabschluss	aus,	wenn	

1.	 der	qualifi	zierende	Abschlus			s	de	r	Mittelschu-
le,

2.	 ausreichende	Kenntnisse	in	Englisch,	die	dem	
Leistungsstand	eines	fünfjährigen	Unterrichts	
entsprechen,	sowie	

3.	 ein	 Berufsabschluss	 mit	 einem	 Notendurch-
schnitt	von	mindestens	3,0	im	Abschlusszeug-
nis	

nachgewiesen	werden;	Art.	11	Abs.	2	Satz	3	gilt	
entsprechend.	 2Örtlich	 zuständig	 ist	 die	 Mittel-
schule,	an	der	der	qualifi	zierende	Abschluss	der	
Mittelschule	erworben	worden	ist.

(6)	Art.	7	Abs.	3	und	4	gelten	ents	prechend.“

5.	 Art.	11	Abs.	2	Satz	2	wird	durch	folgende	Sätze 2	
und 3	ersetzt:

„2Mit	 dem	 erfolgreichen	 Berufsschulabschluss	
wird	auch	der	mittlere	Schulabschluss	verliehen,	
wenn	

1.	 im	 Abschlusszeugnis	 ein	 Notendurchschnitt	
von	mindestens	3,0,	

2.	 ausreichende Kenntnisse	in	Englisch,	die	dem	
Leistungsstand	eines	fünfjährigen	Unterrichts	
entsprechen,	und	

3.	 eine	abgeschlossene	Berufsausbildung

nachgewiesen	 werden.	 3In	 Fällen	 besonderer	
Härte	kann	eine	andere	moderne	Fremdsprache	
als	Englisch	genehmigt	werden;	das	Staatsminis-
terium	für	Unterricht	und	Kultus	trifft	die	näheren	
Regelungen.“

6.	 In	 Art.	 13	 Satz  4	 werden	 die	 Worte	
„überdurchschnittli	chen	 Leistungen“	 durch	 die	
Worte	„einem	Notendurchschnitt	von	mindestens	
3,0“	 und	 das	 Wort	 „befriedigen	der“	 durch	 das	
Wort	„ausreichender“	ersetzt.

7.	 In	Art.	14	Abs.	2	Satz	2	werden	das	Wort	„Haupt-
schulabschluss“	durch	die	Worte	„Abschluss	der	
Mittelschule“	und	das	Wort	„Hauptschule“	durch	
das	Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

8.	 In	 Art.	 17	 Abs.	 2	 Satz	 4	 wird	 das	 Wort	 „Haupt-
schulabschluss“	durch	die	Worte	„Abschluss	der	
Mittelschule“	ersetzt.

9.	 In	Art.	19	Abs.	4	Satz	2	werden	die	Worte	„Volks-
schulen	 zur	 sonderpädagogischen	 Förderung“	
durch	 das	 Wort	 „Förderzentren“,	 das	 Wort	 „gilt“	
durch	das	Wort	„gelten“	und	die	Worte	„Abs.	3“	
durch	die	Worte	„Abs.	4	und	Art. 7a	Abs.	4“	ersetzt.

10.	 Art.	20	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	2	und	3	werden	aufgehoben.

b)	 Der	bisherige	Abs. 4	wird	Abs.	2	und	wie	folgt	
geändert:

aa)	 Satz 1	Nr. 1	wird	wie	folgt	geändert:

aaa)	 Im	einleitenden	Satzteil	werden	die	
Worte	 „Volksschulen	 zur	 sonderpä-
dagogischen	 Förderung“	 durch	 das	
Wort	„Förderzentren“	ersetzt.

bbb)	In	 Buchst.  b	 werden	 das	 Wort	
„Hauptschulstufe“	 durch	 das	 Wort	
„Mittelschulstufe“	ersetzt	und	nach	
den	 Worten	 „5	 bis	 9“	 die	 Worte	
„oder	Teilstufen	davon“	eingefügt.

bb)	In	Satz 2	werden	die	Worte	„Volksschu-
len	zur	sonderpädagogischen	Förderung“	
durch	das	Wort	„Förderzentren“	ersetzt.

cc)	 In	Satz	3	werden	das	Wort	„Hauptschul-
stufen“	 durch	 das	 Wort	 „Mittelschulstu-
fen“	und	die	Worte	„Art. 7 Abs. 9“	durch	
die	Worte	„Art. 7a	Abs. 1	Satz 3“	ersetzt.

dd)	Es	wird	folgender	Satz 4	angefügt:

„4Förderzentren	 können	 auch	 ohne	 ein	
Ganztagsangebot	 im	 Sinn	 des	 Art.  6	
Abs. 5	die	Bezeichnung	Mittelschule	füh-
ren,	wenn	ein	teilstationäres	Betreuungs-
angebot	der	Jugendhilfe	oder	Sozialhilfe	
			besteht.“
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c)	 Es	wird	folgender	Abs. 3	angefügt:

„(3)	1Förderzentren,	die	die	Förderschwer-
punkte	 Sprache,	 Lernen	 sowie	 emotionale	
und	soziale	Ent	wicklung	umfassen,	sind	Son-
derpädagogische	För	derzentren.	2Die	Förder-
schulen	im	Sinn	von	Abs. 2	Satz 1	Nrn. 2	und	3	
führen	die	Bezeichnung	der	entsprechenden	
allgemeinen	 Schulart	 mit	 dem	 Zusatz	 ‚zur	
sonderpädagogischen	 Förderung‘	 und	 der	
Angabe	des	Schwerpunkts			nach	Abs. 1.	3För-
der	schulen	können	Klassen	für	Kranke	ange-
gliedert	werden.“

11.	 In	Art.	22	Abs.	1	Satz	2	werden	die	Worte	„Volks-
schulen	 zur	 sonderpädagogischen	 Förderung“	
durch	das	Wort	„Förderzentren“	ersetzt.

12.	 In	Art.	 23	Abs.	2	Satz	1	werden	nach	dem	Wort	
„Schüler“	die	Worte	„sowie	für		Schülerinnen	und	
Schüler,	 die	 auf	 Grund	 behördlicher	 Anordnung	
freiheitsentziehend	 in	 Jugendhilfeeinrichtungen	
untergebracht	sind,“	eingefügt.

13.	 In	Art.	24	Nr.	2	wird	das	Wort	„Volksschule“	durch	
die	 Worte	 „Grundschule,	 die	 Mittelschule“	 er-
setzt.

14.	 Art.	25	Abs.	1	Satz	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Nr.	1	wird	das	Wort	„Hauptschule“	durch	
das	Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

b)	 In	 Nr.	 2	 werden	 die	 Worte	 „Art.  7	 Abs.  8“	
durch	die	Worte	„Art. 7a	Abs. 5“	ersetzt.

15.	 Art.	26	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Abs.	 1	 werden	 die	 Worte	 „Volksschulen,	
Volksschulen	 zur	 sonderpädagogischen	 För-
derung“	 durch	 die	 Worte	 „Grundschulen,	
Mittelschulen,	För	derzentren“	ersetzt.

b)	 In	 Abs.	 2	 Satz	 2	 werden	 die	 Worte	 „Volks-
schulen	und	Volksschulen	zur	sonderpädago-
gischen	Förderung“	durch	die	Worte	„Grund-
schulen,	 Mittelschulen	 und	 Förderzentren“	
ersetzt.

c)	 In	 Abs.	 3	 werden	 die	 Worte	 „Abs.	 1	 bis	 6“	
durch	die	Worte	„Abs.	3	bis	8“	ersetzt.

15a.	Art.	28	erhält	folgende	Fassung:

„Art.	28

Erfordernisse	der	Raumordnung

1Bei	der	Errichtung	und	beim	Betrieb	öffentli-
cher	Schulen	sind	die	Ziele	der	Raumordnung	zu	
beachten	sowie	die	Grundsätze	und	die	sonstigen	
Erfordernisse	 der	 Raumordnung	 zu	 berücksich-
tigen.	 2Den	 regionalen	 Gegebenheiten	 ist	 Rech-
nung	zu	tragen.“

16.	 Art.	29	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 der	 Überschrift	 werden	 die	 Worte	 „und	
Schülerheimen“	angefügt.

b)	 Der	 bisherige	 Wortlaut	 wird	 Abs.	 1	 und	 wie	
folgt	geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 Halbsatz	 2	 werden	 die	 Wor-
te	 „Volksschulen	 und	 Volksschulen	 zur	
sonderpädagogi	schen	 Förderung“	 durch	
die	 Worte	 „Grundschulen,	 Mittelschulen	
und	Förderzentren“	ersetzt.

bb)	Satz	5	erhält	folgende	Fassung:	

„5Auf	 gemeinsamen	 Antrag	 von	 Schul-
aufwandsträger	 und	 Schule	 erhalten	
Grundschulen	 durch	 die	 Regierung	 den	
Zusatz	‚(Volksschule)‘	verliehen.“

cc)	 In	Satz	6	werden	die	Worte	„Abs.	1	und	2“	
durch	die	Worte	„Abs.	3	und	4“	ersetzt.

c)	 Es	wird	folgender	Abs.	2	angefügt:

„(2)	Abs.	1	Sätze	1	bis	3	gelten	für	staat-
liche	 verbundene	 Schülerheime	 entspre-
chend.“

17.	 Art.	30a	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Abs.	 5	 Satz	 5	 werden	 die	 Worte	 „Haupt-	
bzw.“	gestrichen.

b)	 In	Abs.	7	Nr.	1	Satz	1	wird	das	Wort	„Volks-
schulen“	 durch	 die	 Worte	 „Grundschulen,	
Mittelschulen“	ersetzt.

18.	 Art.	31	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Der	Überschrift	wird	das	Wort	 „; Mittags	be-
treu	ung“	angefügt.

b)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 entfällt	 die	 Satznummerierung	
und	das	Wort	 „, Tagesheimen“	wird	ge-
strichen.

bb)	Sätze	 2	 und	 3	 werden	 Abs.	 3	 Sätze	 1	
und 2.

c)	 Abs. 3	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz 1	werden	nach	dem	Wort	„Bedarf“	
die	Worte	„auf	Antrag	des	jeweiligen	Trä-
gers“	eingefügt.

bb)	Es	werden	folgende	Sätze	3	und	4	ange-
fügt:

„3Die	 Mittagsbetreuung	 untersteht	 der	
Schulaufsicht.	 4Für	 die	 Untersagung	 von	
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Errichtung	 und	 Betrieb	 einer	 Mittagsbe-
treuung	gilt	Art. 110	entsprechend.“

19.	 Art.	32	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Überschrift	und	in	Abs.	1	wird	jeweils	
das	 Wort	 „Volksschulen“	 durch	 das	 Wort	
„Grundschulen“	ersetzt.

b)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Satz	1	wird	aufgehoben.

bb)	Im	 bisherigen	 Satz	 2	 entfällt	 die	 Satz-
nummerierung;	die	Worte	„können	Jahr-
gangsklassen	gebildet“	werden	durch	die	
Worte	„sind	Jahrgangsklassen	zu	bilden“	
und	 die	 Worte	 „zusammengefasst	 wer-
den“	 durch	 das	 Wort	 „zusammenzufas-
sen“	ersetzt.

cc)	 Der	bisherige	Satz	3	wird	aufgehoben.

c)	 Abs.	3	und	4	werden	aufgehoben.

d)	 Der	 bisherige	 Abs.	 5	 wird	 Abs.	 3;	 in	 Satz	 1	
wird	das	Wort	„Volksschule“	durch	das	Wort	
„Grundschule“	ersetzt.

e)	 Der	bisherige	Abs.	6	wird	Abs.	4	und	wie	folgt	
geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 wird	 das	 Wort	 „Volksschule“	
durch	das	Wort	„Grundschule“	ersetzt.

bb)	Sätze	 2	 und	 3	 werden	 durch	 folgenden	
Satz	2	ersetzt:

„2Soweit	 in	 einer	 Gemeinde	 mit	 zwei	
oder	 mehr	 Grundschulen	 eine	 Grund-
schule	 ausschließlich	 gebundene	 Ganz-
tagsklassen	 führt,	 kann	 für	 diese	 Schule	
auf	Antrag	des	Schulauf	wandträgers	ein	
gesonderter	 Sprengel	 für	 einen	 Teil	 des	
Gemeindegebiets	 oder	 für	 das	 ganze
Gemeindegebiet	 festgelegt	 werden	
(Ganztagssprengel);	 die	 Sprengel	 der
übrigen	 Grundschulen	 bleiben	 unbe-
rührt.“

f)	 Der	bisherige	Abs.	7	wird	Abs. 5	und	erhält	
folgen	de	Fassung:

„(5)	Grundschulen,	die	die	Voraussetzun-
gen	des	Abs.	2	nicht	oder	nicht	mehr	erfüllen,	
werden	aufgelöst.“

g)	 Der	bisherige	Abs.	8	wird	aufgehoben.

20.	 Art.	32a	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Die	Überschrift	erhält	folgende	Fassung:

„Mittelschulen“.

b)	 Es	werden	folgende	neue	Abs.	1	und	2	einge-
fügt:

„(1)	 Öffentliche	 Mittelschulen	 können	
nur	als	staatliche	Schulen	errichtet	werden.

(2)	 1Die	 Mittelschulen	 sind	 so	 zu	 errich-
ten,	 dass	 die	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 auf	
Jahrgangsklassen	 verteilt	 sind.	 2Die	 Mittel-
schulen	sollen	in	den	Jahrgangsstufen	5	bis	9	
mehrzügig	geführt	werden.“

c)	 Der	bisherige	Abs.	1	wird	Abs.	3	und	wird	wie	
folgt	geändert:

aa)	 Satz	1	erhält	folgende	Fassung:

„1	Mittelschulen,	 die	 allein	 nicht	 die	 Vo-
raussetzungen	 des	 Art.  7a	 Abs.  1	 Satz  3	
erfüllen,	 arbeiten	 in	 einem	 Mittels		chul-
verbund	zusammen.“

bb)	In	Satz	2	werden	die	Worte	„Art. 7	Abs. 9	
Satz 1“	durch	die	Worte	„Art.  7a	Abs.  1	
Satz 3“	ersetzt.

d)	 Der	bisherige	Abs.	2	wird	Abs.	4.

e)	 Der	bisherige	Abs.	3	wird	Abs.	5	und	wie	folgt	
geändert:

aa)	 Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:

aaa)	 Die	Worte	„abweichend	von	Art.	32	
Abs. 6“	werden	gestrichen.

bbb)	Das	Wort	„Schulen“	wird	durch	die	
Worte	„Mittelschulen	und	die	selbst-
ständigen	Mittelschulen“	ersetzt.

ccc)		 Die	 Worte	 „Abs.	 1	 und	 2“	 werden	
durch	die	Worte	„Abs.	3	und	4“	er-
setzt.

bb)	Es	werden	folgende	Sätze	3	und	4	ange-
fügt:	

„3Die	Regierung	legt	bei	einem	Ein-	oder	
Austritt	 eines	 Schulaufwandsträgers	 in	
oder	 aus	 dem	 Schulverbund	 den	 Spren-
gel	neu	fest,	sofern	erforderlich.	4Für	die-
jenigen	Mittelschulen,	die	allein	die	Vo-
raussetzungen	 des	 Art.  7a	 Abs.  1	 Satz  3	
erfüllen,	gilt	Art. 32	Abs. 4	Satz 1	entspre-
chend.“

f)	 Der	bisherige	Abs.	4	wird	Abs.	6.

g)	 Der	bisherige	Abs.	5	wird	Abs.	7	und	erhält	
folgen	de	Fassung:

„(7)	 1Eine	 Mittelschule,	 die	 einem	 Ver-
bund	angehört,	wird	erst	aufgelöst,	wenn	sie	
keine	 Klasse	 mehr	 umfasst,	 sofern	 nicht	 der	
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Schulaufwandsträger	 einen	 Antrag	 auf	 Auf-
lösung	 stellt.	 2Eine	 Mittelschule,	 die	 keinem	
Verbund	 angehört,	 wird	 aufgelöst,	 wenn	 sie	
die	Voraussetzungen	des	Art. 7a	Abs. 1	Satz 3	
nicht	mehr	erfüllt	und	sie	nicht	in	einen	Ver-
bund	eingegliedert	wird.“

h)	 Der	 bisherige	 Abs.	 6	 wird	 Abs.	 8;	 in	 Satz	 1	
werden	die	Worte	„Art. 7	Abs. 9	Satz 1“	durch	
die	Worte	„Art. 7a	Abs. 1	Satz 3“	ersetzt.

i)	 Der	bisherige	Abs.	7	wird	Abs.	9	und	wird	wie	
folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	jeweils	das	Wort	„Haupt-
schulen“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	
ersetzt	 und	 die	 Worte	 „abweichend	 von	
Art.	32	Abs.	6“	gestrichen.

bb)	Satz	2	erhält	folgende	Fassung:

„2Art.	32	Abs.	4	Satz	2	gilt	entsprechend.“

cc)	 Satz	3	wird	aufgehoben.

21.	 Art.	33	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	3	Satz 1	Nrn.	1	und	2	werden	jeweils	
die	 Worte	 „Volksschulen	 zur	 sonderpädago-
gischen	Förderung“	durch	das	Wort	„Förder-
zentren“	ersetzt.

b)	 Abs.	4	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„jede	Volks-
schule	 zur	 sonderpädagogischen	 Förde-
rung“	durch	die	Worte	„jedes	Förderzent-
rum“	ersetzt.

bb)	Satz	3	erhält	folgende	Fassung:

„3Die	 Grundschulstufe	 und	 die	 Mittel-
schulstufe	 eines	 Förderzentrums	 können	
verschiedene	Sprengel	haben.“

cc)	 In	Satz	5	werden	die	Worte	„Volksschu-
len	 zur	 sonderpädagogischen	 Förde-
rung“	 durch	 das	 Wort	 „Förderzentren“	
ersetzt.

dd)	Satz	6	erhält	folgende	Fassung:

„6Die	 Einrichtung	 erfolgt	 im	 Benehmen	
mit	dem	Aufwandsträger	und	dem	Eltern-
beirat.“

22.	 In	Art.	36	Abs.	1	Satz	1	Nr.	1	wird	das	Wort	„Volks-
schule“	 durch	 die	 Worte	 „Grundschule,	 Mittel-
schule“	ersetzt.

23.	 Art.	38	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Überschrift	wird	das	Wort	„Hauptschu-
le“	durch	das	Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

b)	 In	 Satz	 1	 werden	 jeweils	 das	 Wort	 „Haupt-
schulabschluss“	durch	die	Worte	„Abschluss	
der	Mittelschule“	und	das	Wort	„Hauptschu-
le“	durch	das	Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

c)	 In	Satz	3	wird	das	Wort	„Hauptschule“	durch	
das	Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

24.	 In	 Art.	 39	 Abs.	 1	 wird	 das	 Wort	 „Hauptschule“	
durch	das	Wort	„Mittel	schule“	ersetzt.

25.	 Art.	41	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	8	Sätze	1	und	3	werden	jeweils	die	Wor-
te	„Abs. 4“	durch	die	Worte	„Abs. 2“	ersetzt.

b)	 In	Abs.	9	Satz	1	wird	jeweils	das	Wort	„Haupt-
schulabschluss“	durch	die	Worte	„Abschluss	
der	Mittelschule“	ersetzt.

c)	 In	 Abs.	 10	 Satz	 4	 werden	 die	 Worte	 „der	
Volksschule	zur	sonderpädagogischen	Förde-
rung	(einschließlich	Berufsschulstufe)“	durch	
die	 Worte	 „des	 Förderzentrums,	 einschließ-
lich	Berufsschulstufe,“	ersetzt.

26.	 Art.	42	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 wird	 das	 Wort	 „Volksschule“	
durch	die	Worte	„Grundschule	oder	Mit-
telschule“	ersetzt.

bb)	In	 Satz	 2	 werden	 das	 Wort	 „Hauptschu-
len“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	und	
das	 Wort	 „Hauptschulsprengel“	 durch	
das	Wort	„Mittelschulsprengel“	ersetzt.

cc)	 In	Satz	3	werden	die	Worte	„Abs.	2“	durch	
die	Worte	„Abs. 4“	ersetzt	und	nach	dem	
Wort	 „ist“	 die	 Worte	 „;  die	 Beschrän-
kungen	 gelten	 nicht,	 soweit	 zwingende	
persönliche	 Gründe	 zum	 Besuch	 einer	
anderen	 Schule	 im	 Verbund	 bestehen“	
eingefügt.

b)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	entfällt	die	Satznummerierung;	
das	Wort	„Volksschulen“	wird	durch	das	
Wort	„Grundschulen“	ersetzt.

bb)	Satz	2	wird	aufgehoben.

c)	 In	Abs.	7	werden	die	Worte	„Volksschulen	zur	
son	derpädagogischen	 Förderung“	 durch	 das	
Wort	„Förderzentren“	ersetzt.	

27.	 Art.	43	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	1	Satz	1	wird	das	Wort	„Volksschule“	
durch	 die	 Worte	 „Grundschule	 oder	 Mittel-
schule“	ersetzt.
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b)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Im	 einleitenden	 Satzteil	 wird	 das	 Wort	
„Volksschule“	 durch	 die	 Worte	 „Grund-
schule	oder	Mittelschule“	ersetzt.

bb)	In	 Nr.	 3	 wird	 das	 Wort	 „Hauptschule“	
durch	die	Worte	„Grundschule	oder	Mit-
telschule“	ersetzt.

c)	 Abs.	3	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	entfällt	die	Satznummerierung;	
das	 Wort	 „Volksschulen“	 wird	 durch	
das	 Wort	 „Grundschulen“	 und	 das	 Wort	
„Volksschule“	 wird	 durch	 das	 Wort	
„Grundschule“	ersetzt.

bb)	Satz	2	wird	aufgehoben.

d)	 Abs.	4	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„Volksschu-
len	 zur	 sonderpädagogischen	 Förderung	
(einschließlich	 der	 Schulvorbereitenden	
Einrichtungen)“	durch	die	Worte	„Förder-
zentren,	einschließlich	der	Schulvorberei-
tenden	Einrichtungen,“	ersetzt.

bb)	In	 Satz	 2	 Halbsatz	 2	 werden	 die	 Worte	
„Volksschulen	 zur	 sonderpädagogischen	
Förderung“	 durch	 das	 Wort	 „Förderzen-
tren“	ersetzt.

28.	 Art.	46	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	1	Satz	1	wird	das	Wort	„Volksschulen“	
durch	die	Worte	„Grundschulen,	Mittelschu-
len“	ersetzt.

b)	 In	 Abs.	 3	 Satz	 1	 werden	 die	 Worte	 „Volks-
schulen	und	Volksschulen	zur	sonderpädago-
gischen	Förd		erung“	durch	die	Worte	„Grund-
schulen,	 Mittelschulen	 und	 Förderzentren“	
ersetzt.

29.	 Art.	49	Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Satz	1	wird	das	Wort	„Volksschulen“	durch	
die	Worte	„Grundschulen	und	Mittelschulen“	
ersetzt.

b)	 In	Satz	2	werden	die	Worte	„der	Volksschu-
le“	durch	die	Worte	„einer	Grundschule	oder	
Mittelschule“	ersetzt.

c)	 In	 Satz	 3	 Halbsatz	 1	 wird	 das	 Wort	 „Volks-
schule“	 durch	 die	 Worte	 „Grundschule	 oder	
Mittelschule“	ersetzt.

30.	 In	Art.	52	Abs. 2	Satz 3	werden	das	Wort	„Förder-
schule“	durch	das	Wort	„Förderzentren“	und	die	
Worte	 „Volksschulen	 und	 Berufsschulen“	 durch	
das	Wort	„Pfl	ichtschulen“	ersetzt.

31.	 In	Art.	53	Abs.	7	Satz	2	werden	die	Worte	„Volks-
schulen	und	der	Volksschulen	zur	sonderpädago-
gischen	Förderung“	durch	die	Worte	„Grundschu-
len,	Mittelschulen	und	Förderzentren“	ersetzt.

31a.	In	Art. 57 Abs. 1 Satz 2	wird	die	Zahl „3“	durch	die	
Zahl „2“	ersetzt.

32.	 In	Art.	61	Abs.	1	Satz	1	werden	die	Worte	„Volks-
schulen	 oder	 Volksschulen	 zur	 sonderpädagogi-
schen	Förderung“	durch	die	Worte	„Grundschu-
len,	Mittelschulen	oder	Förderzentren“	ersetzt.

33.	 Art.	62	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	2	Satz	1	Nr.	5	wird	das	Wort	„Haupt-
schulen“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	er-
setzt.

b)	 Abs.	6	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 wird	 das	 Wort	 „Hauptschule“	
durch	das	Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

bb)	In	Satz	2	Nr.	1	wird	das	Wort	„Hauptschu-
len“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

34.	 In	Art.	62a	Abs.	2	Satz	2	wird	das	Wort	„Haupt-
schulen“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

35.	 Art.	64	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	1	wird	das	Wort	„Volksschulen“	durch	
die	Worte	„Grundschulen,	Mittelschulen“	er-
setzt.

b)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 wird	 das	 Wort	 „Volksschulen“	
durch	die	Worte	„Grundschulen	und	Mit-
telschulen“	ersetzt.

bb)	In	Satz	2	werden	nach	dem	Wort	„Schul-
verbands“	 das	 Wort	 „jeweils“	 eingefügt	
und	die	Worte	„Volksschulen	oder	Volks-
schulen	zur	sonderpädagogischen	Förde-
rung“	 durch	 die	 Worte	 „Grundschulen,	
Mittelschulen	 oder	 Förderzentren“	 er-
setzt.

cc)	 In	 Satz	 3	 werden	 jeweils	 die	 Worte	
„Volksschulen	 zur	 sonderpädagogischen	
Förderung“	 durch	 das	 Wort	 „Förderzen-
tren“	ersetzt.

dd)	Es	wird	folgender	Satz	4	angefügt:

„4Elternbeiräte	 in	 einem	 Mittelschulver-
bund	 sollen	 einen	 gemeinsamen	 Ver-
bundelternbeirat	wählen.“

36.	 In	Art.	 65	Abs.	2	werden	nach	den	Worten	„der	
gemeinsame	Elternbeirat	die	Belange	der	Eltern	
der	 Schülerinnen	 oder	 Schüler“	 das	 Wort	 „je-



351Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 13/20128 Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	13/2012

weils“	 eingefügt	 und	 die	 Worte	 „Volksschulen	
oder	Volksschulen	zur	sonderpädagogischen	För-
derung“	durch	die	Worte	„Grundschulen,	Mittel-
schulen	oder	Förderzentren“	ersetzt.

37.	 Art.	66	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	2	Sätze	1	und	2	wird	jeweils	das	Wort	
„Volksschulen“	durch	die	Worte	„Grundschu-
len	und	Mittelschulen“	ersetzt.

b)	 In	 Abs.	 3	 Satz	 1	 werden	 die	 Worte	 „Volks-
schulen	und	Volksschulen	zur	sonderpädago-
gischen	Förderung“	durch	die	Worte	„Grund-
schulen,	 Mittelschulen	 und	 Förderzentren“	
ersetzt.

c)	 Abs.	4	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 Halbsätze  1	 und	 2	 werden	 je-
weils	nach	dem	Wort	„bei“	das	Wort	„je-
weils“	 eingefügt	 und	 das	 Wort	 „Volks-
schulen“	durch	die	Worte	„Grundschulen	
oder	Mittelschulen“	ersetzt.

bb)	In	Satz	2	werden	die	Worte	„Volksschu-
len	 zur	 sonderpädagogischen	 Förde-
rung“	 durch	 das	 Wort	 „Förderzentren“	
ersetzt.

cc)	 Es	wird	folgender	Satz	3	angefügt:

„3Über	 die	 Zusammensetzung	 des	 Ver-
bundelternbeirats	 nach	 Art.  64	 Abs.  2	
Satz 4	entschei	den	die	beteiligten	Eltern-
beiräte	in	eigener	Ver	antwortung.“

38.	 In	Art.	70	Abs.	1	entfällt	die	Satznummerierung.

39.	 In	Art.	85a	Abs.	2	Nr.	1	Buchst.	b	werden	die	Worte	
„oder	Internat“	gestrichen	und	das	Wort	„Haupt-
schule“	durch	das	Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

40.	 Art.	86	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Abs.	 2	 Satz	 1	 Nr.	 6a	 werden	 die	 Worte	
„Hauptschulen	und	Hauptschulstufen“	durch	
die	Worte	„Mittelschulen	und	Mittelschulstu-
fen“	ersetzt.

b)	 In	Abs.	4	Satz	3	wird	das	Wort	„Hauptschule“	
durch	das	Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

41.	 In	 Art.	 89	 Abs.	 2	 Nr.	 13	 wird	 das	 Wort	 „Haupt-
schulabschlusses“	durch	die	Worte	„Abschlusses	
der	Mittelschule“	ersetzt.

42.	 Art.	92	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	3	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	entfällt	die	Satznummerierung;	
es	 wird	 jeweils	 das	 Wort	 „Volksschule“	
durch	das	Wort	„Grundschule“	ersetzt.

bb)	Sätze	2	und	3	werden	aufgehoben.

b)	 Abs.	4	Satz	1	wird	aufgehoben;	die	Satznum-
merierung	im	bisherigen	Satz	2	entfällt.

43.	 Art.	 93	 Abs.	 2	 wird	 aufgehoben;	 die	 Absatzbe-
zeichnung	im	bisherigen	Abs. 1	entfällt.

44.	 In	Art.	96	Satz	1	wird	das	Wort	„Heims“	durch	das	
Wort	„Schülerheims“	ersetzt.

45.	 In	Art.	100	Abs.	3	werden	die	Worte	„Art. 7	Abs. 9	
Satz 1“	durch	die	Worte	„Art. 7a	Abs. 1	Satz 3“	
ersetzt.

46.	 Der	Vierte	Teil	erhält	folgende	Fassung:

„Vierter	Teil

Schülerheime

Art.	106

Begriffsbestimmung

1Schülerheime	 sind	 Einrichtungen,	 deren	
Aufgabe	 es	 ist,	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 erzie-
herisch	zu	betreuen	sowie	ihnen	Unterkunft	und	
Verpfl	egung	zu	gewähren.	2Verbundene	Schüler-
heime	sind	Schülerheime,	die	an	einer	Schule	ein-
gerichtet	 sind	und	mit	dieser	eine	pädagogische	
und	 organisatorische	 Einheit	 bilden;	 Schulen	 im	
Sinn	des	Halbsatzes	1	sind	Heimschulen.	3In	Ein-
zelfällen	kann	die	Verbindung	auch	mit	mehreren	
Schulen	 bestehen.	 4Nicht	 verbundene	 Schüler-
heime	sind	Schülerheime,	die	ohne	Anschluss	an	
eine	bestimmte	Schule	eingerichtet	werden.

Art.	107

Errichtung	und	Änderungen

(1)	Die	Errichtung	eines	mit	einer	Grundschu-
le,	 einer	 Mittelschule	 oder	 einer	 Förderschule	
verbundenen	Schülerheims	sowie	eines	nicht	ver-
bundenen	 Schülerheims	 unterliegt	 den	 Bestim-
mungen	des	Achten	Buches	Sozialgesetzbuch.

(2)	 1Für	 die	 Errichtung	 der	 übrigen	 verbun-
denen	Schülerheime	gelten	die	Vorschriften	über	
die	 Errichtung	 ei	ner	 Schule	 entsprechend.	 2We-
sentliche	 Änderungen	 und	 die	 Aufl	ösung	 nicht-
staatlicher	 verbundener	 Schülerheime	 gemäß	
Satz	1	sind	der	Aufsichtsbehörde	anzu	zeigen.

Art.	108

Schülerheime	bei	Förderschulen

1Um	 den	 Besuch	 öffentlicher	 Förderschulen	
sicherzustellen,	 sind	 die	 erforderlichen	 Schüler-
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heime	 oder	 ähnliche	 Einrichtungen	 zu	 schaffen.	
2Kommt	 der	 Träger	 des	 Schulaufwands	 dieser	
Verpfl	ichtung	nicht	oder	nicht	hinreichend	nach,	
so	bestimmt	die	gemäß	Art. 109	zuständige	Auf-
sichtsbehörde	nach	Anhörung	des	Trägers	die	je-
weils	notwendige	Art	und	Größe	der	Einrichtung.	
3Die	 Bestimmungen	 des	 Zwölften	 Buches	 Sozi-
algesetzbuch	 und	 des	 Achten	 Buches	 Sozialge-
setzbuch	 bleiben	 unberührt.	 4Für	 die	 Errichtung	
von	Schülerheimen	bei	Förderschulen	gilt	Art.	33	
Abs.	2	entsprechend.

Art.	109

Aufsicht

1Mit	 einer	 Grundschule,	 einer	 Mittelschule	
oder	einer	Förderschule	verbundene	Schülerhei-
me	 sowie	 nicht	 verbundene	 Schülerheime	 un-
terstehen	 der	 Aufsicht	 nach	 den	 Bestimmungen	
des	 Achten	 Buches	 Sozialgesetzbuch.	 2Die	 übri-
gen	verbundenen	Schülerheime	unterstehen	der	
Schulaufsicht.	3Schülerheime,	die	gemäß	Art. 106	
Satz  3	 mindestens	 mit	 einer	 Grundschule,	 einer	
Mittelschule	 oder	 einer	 Förderschule	 sowie	 mit	
einer	 Schule	 einer	 weiteren	 Schulart	 verbunden	
sind,	unterstehen	der	Aufsicht	nach	den	Bestim-
mungen	des	Achten	Buches	Sozialgesetzbuch.

Art.	110

Untersagung

Errichtung	und	Betrieb	eines	nichtstaatlichen	
verbunde	nen	Schülerheims	gemäß	Art. 107	Abs. 2	
können	von	der	Schulaufsichtsbehörde	untersagt	
werden,	wenn	Tatsachen	festgestellt	werden,	die	
geeignet	 sind,	 das	 leibliche,	 geistige	 und	 seeli-
sche	Wohl	der	 in	diesem	Schüler	heim	betreuten	
Schülerinnen	und	Schüler	zu	gefährden,	und	eine	
unverzügliche	Beseitigung	der	Gefährdung	nicht	
zu	erwarten	ist.“

47.	 Art.	113	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	1	Satz	1	werden	die	Worte	„und	Hei-
me“	 durch	 die	 Worte	 „,  Schülerheime	 und	
Einrichtungen	der	Mittagsbetreuung“	ersetzt.

b)	 In	 Abs.	 2	 wird	 das	 Wort	 „Heims“	 durch	 das	
Wort	„Schülerheims“	ersetzt.

48.	 In	Art.	113b	Abs.	3	Satz	1	Nr.	1	Buchst.	a	werden	
die	 Worte	 „oder	 Internat“	 gestrichen	 und	 das	
Wort	„Hauptschule“	durch	das	Wort	„Mittelschu-
le“	ersetzt.

49.	 Art.	114	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Nr.	3	werden	nach	dem	Wort	„Justizvoll-

zugsanstalten“	die	Worte	„sowie	in	hafter-
setzenden	Maßnahmen	nach	§§ 71,	72	des	
Jugendgerichtsgesetzes“	eingefügt.

bb)	Nr.	4	wird	wie	folgt	geändert:

aaa)	 In	Buchst.	a	und	b	wird	 jeweils	das	
Wort	„Volksschulen“	durch	die	Wor-
te	 „Grundschulen	 und	 Mittelschu-
len“	ersetzt.

bbb)	In	 Buchst.	 i	 werden	 die	 Worte	 „bei	
den	 in	Nr.	6	genannten	Einrichtun-
gen“	durch	die	Worte	„bei	Lehrgän-
gen“	ersetzt.

cc)	 In	Nr.	5	Buchst.	a	wird	das	Wort	„Volks-
schulen“	durch	die	Worte	„Grundschulen	
und	Mittelschulen“	ersetzt.

dd)	Nr.	6	erhält	folgende	Fassung:

„6.	 den	 Kreisverwaltungsbehörden	 bei	
Lehrgängen,	soweit	sie	nicht	in	Nr.	4	
Buchst.	g,	h	und	i	und	Abs.	2	genannt	
sind.“

b)	 Abs.	3	erhält	folgende	Fassung:

„(3)	 Soweit	 Schulen	 mit	 einem	 Schüler-
heim	gemäß	Art. 107	Abs. 2	verbunden	sind,	
erstreckt	 sich	 die	 Zuständigkeit	 der	 nach	
Abs.  1	 für	 die	 Schule	 zuständigen	 Schulauf-
sichtsbehörde	auch	auf	das	Schülerheim.“

50.	 In	Art.	 115	Abs.	 2	Satz	1	wird	das	Wort	 „Volks-
schulen“	 durch	 die	 Worte	 „Grundschulen	 und	
Mittelschulen“	ersetzt.

51.	 In	Art.	116	Abs.	2	werden	die	Worte	„die	Zulas-
sung	zum	Schulaufsichtsdienst	der	Volksschulen“	
durch	 die	 Worte	 „den	 Erwerb	 der	 Qualifi	kation	
für	 den	 Schulaufsichtsdienst	 der	 Grundschulen	
und	Mittelschulen“	ersetzt.

52.	 Art.	119	Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Nr.	 1	 wird	 das	 Wort	 „Volksschule“	 durch	
die	 Worte	 „Grundschule,	 der	 Mittelschule“	
ersetzt.

b)	 In	Nr.	5	einleitender	Satzteil	werden	die	Worte	
„Heim	für	Schülerinnen	bzw.	Schüler“	durch	
das	Wort	„Schülerheim“	ersetzt.

53.	 Art.	124	Abs.	5	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Der	bisherige	Wortlaut	wird	Satz	1.

b)	 Es	wird	folgender	Satz	2	angefügt:

„2Bei	wesentlichen	Änderungen,	insbesonde-
re	bei	einem	Schulträgerwechsel,	erlischt	der	
Bestandsschutz	der	Berufsfachschule.“
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54.	 In	 Art.	 125	 Abs.	 4	 Satz	 1	 werden	 die	 Worte	
„Art. 44“	durch	die	Worte	„Art. 30, 44“	ersetzt.

55.	 Im	Siebten	Teil	wird	folgender	Abschnitt	IIa	ein-
gefügt:

„Abschnitt	IIa

Übergangsvorschriften zum Gesetz zur 
Änderung des Bayerischen Gesetzes über das 

Erziehungs- und Unterrichtswesen, des 
Bayerischen Schulfi nanzierungsgesetzes 

und weiterer Vorschriften 
vom 9. Juli 2012

Art.	127a

Wahrung	des	Rechtsstands

(1)	1Die	staatlichen	Hauptschulen,	die	die	Vo-
raussetzungen	des	Art. 7a	Abs. 1	Satz 3	in	der	ab	
1.	August	2012	geltenden	Fassung	allein	oder	im	
Verbund	mit	Ab	lauf	des	31. Juli	2012	nicht	erfül-
len,	führen	die	bis	zu	diesem	Datum	verwendete	
Bezeichnung	 weiter.	 2Für	 diese	 Schulen	 gelten	
die	Bestimmungen	der	Art.	7,	32	und	32a	 in	der	
bis	einschließlich	31. Juli	2012	geltenden	Fassung	
fort.

(2)	 1Eine	 Ersatzschule,	 die	 bis	 einschließlich	
31.	Juli	2012	als	Hauptschule	staatlich	genehmigt	
wurde,	kann	als	private	Hauptschule	 fortgeführt	
werden.	 2Ent	spre	chendes	gilt	 für	private	Grund-	
und	Hauptschulen	und	für	private	Volksschulen.	
3Private	 Hauptschulen,	 die	 die	 Voraussetzungen	
des	Art. 7a	Abs. 1	Satz 3	in	der	ab	1. August	2012	
geltenden	Fassung	erfüllen,	erhalten	auf	Antrag	
des	Schulträgers	die	Bezeichnung	Mittelschule.“

§	3

Änderung	des	Bayerischen	
Schulfi	nanzierungsgesetzes

Das	 Bayerische	 Schulfi	nanzierungsgesetz	
(BaySchFG)	 in	 der	 Fassung	 der	 Bekanntmachung	
vom	 31.	 Mai	 2000	 (GVBl	 S.  455,	 ber.	 S.  633,	 BayRS
2230-7-1-UK),	zuletzt	geändert	durch	§	38	des	Geset-
zes	vom	20.	Dezember	2011	(GVBl	S. 689),	wird	wie	
folgt	geändert:

1.	 Die	Inhaltsübersicht	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Überschrift	des	Art.	7	werden	die	Worte	
„Volksschulen	und	Volksschulen	zur	sonder-
pädagogischen	 Förderung“	 durch	 die	 Worte	
„Grundschulen,	 Mittelschulen	 und	 Förder-
zentren“	ersetzt.

b)	 In	der	Überschrift	des	Art.	9	werden	die	Wor-
te	 „Volksschulen,	 Volksschulen	 zur	 sonder-
pädagogischen	 Förderung“	 durch	 die	 Worte	

„Grundschulen,	 Mittelschulen,	 Förderzent-
ren“	ersetzt.

c)	 In	der	Überschrift	des	Art.	13	werden	die	Wor-
te	 „Bereitstellung	 von	 Wohnungen	 für	 Lehr-
kräfte	an	Volksschulen“	durch	den	Klammer-
zusatz	„(aufgehoben)“	ersetzt.

d)	 In	der	Überschrift	des	Dritten	Teils	Abschnitt	II	
wird	das	Wort	„Volksschulen“	durch	die	Wor-
te	„Grundschulen	und	Mittelschulen“	ersetzt.

e)	 In	der	Überschrift	des	Art. 50	werden	die	Wor-
te	„, Grundschulen	und	Hauptschulen“	ange-
fügt.

2.	 In	Art.	2	Abs.	1	Satz	1	werden	der	Wortteil	„Volks-“	
durch	 die	 Worte	 „Grundschulen,	 Mittelschulen“	
ersetzt	und	nach	den	Worten	„Pfl	egepersonal	an	
Förderschulen“	 die	 Worte	 „,  für	 Pfl	egepersonal	
für	Klassen	im	Sinn	von	Art. 30a	Abs. 8	Satz 2	und	
Art. 30b	Abs. 4	Satz 6	BayEUG“	eingefügt.

3.	 Art.	3	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	4	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 werden	 das	 Wort	 „Volksschu-
len“	 durch	 die	 Worte	 „Grundschulen,	
Mittelschulen“	 ersetzt	 und	 nach	 dem	
Wort	 „besuchen“	 die	 Worte	 „,  mit	 Aus-
nahme	 des	 Schulbesuchs	 nach	 Art.  43	
Abs. 4	BayEUG	in	Verbindung	mit	Art. 43	
Abs. 1	BayEUG“	eingefügt.

bb)	In	 Satz	 2	 werden	 das	 Wort	 „Hauptschu-
le“	durch	das	Wort	„Mittelschule“	ersetzt	
und	 die	 Worte	 „,  soweit	 die	 beteiligten	
Aufwandsträger	 keine	 abweichende	 Re-
gelung	 für	 die	 Aufgabenwahrnehmung	
oder	 die	 Kostenverteilung	 vereinbaren“	
gestrichen.

cc)	 Es	wird	folgender	Satz	3	angefügt:

„3Die	 Aufwandsträger	 können	 unterei-
nander	 oder	 mit	 anderen	 kommunalen	
Körperschaften	 abweichende	 Regelun-
gen	für	die	Aufgabenwahrnehmung	oder	
die	Kostenverteilung	bei	der	Beförderung	
auf	dem	Schulweg	von	Schülerinnen	und	
Schülern	 in	 Mittlere-Reife-Klas	sen	 und	
Klassen	für	besondere	pädagogische	Auf-
gaben	 im	 Sinn	 von	 Art.  43	 Abs.  2	 Nr.  1	
BayEUG	vereinbaren.“

b)	 Abs.	5	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„Art. 30	Abs. 1	
Satz 3“	durch	die	Worte	„Art. 30a	Abs. 6	
Satz 1“	ersetzt.

bb)	In	 Satz	 2	 werden	 das	 Wort	 „Außenklas-
sen“	 durch	 das	 Wort	 „Partnerklassen“	
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und	 die	 Worte	 „Art.  30	 Abs.  1	 Satz  4“	
durch	 die	 Worte	 „Art.  30a	 Abs.  7	 Nr.  2	
BayEUG“	ersetzt.

4.	 In	 Art.	 5	 Abs.	 2	 wird	 das	 Wort	 „Volksschulen“	
durch	 die	 Worte	 „Grundschulen,	 an	 Mittelschu-
len“	ersetzt.

5.	 In	Art.	7	werden	jeweils	in	der	Überschrift	und	in	
Abs. 1	Satz 1	die	Worte	„Volksschulen	und	Volks-
schulen	 zur	 sonderpädagogischen	 Förderung“	
durch	 die	 Worte	 „Grundschulen,	 Mittelschulen	
und	Förderzentren“	ersetzt.

6.	 Art.	8	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz 2	Nr. 1	werden	die	Worte	„Volks-
schulen,	 Volksschulen	 zur	 sonderpäda-
gogischen	 Förderung“	 durch	 die	 Worte	
„Grundschulen,	 Mittelschulen,	 Förder-
zentren“	ersetzt.

bb)	In	Satz 3	werden	die	Worte	„zuständiger	
Körperschaften“	 durch	 die	 Worte	 „Auf-
wandsträger	 im	Sinn	von	Satz	2“	ersetzt	
und	 nach	 dem	 Wort	 „Zusammenarbeit“	
der	 Klammerzusatz	 „(KommZG)“	 einge-
fügt.

b)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„Abs. 1	bis	3“	
durch	die	Worte	„Abs. 3	bis	5“	ersetzt.

bb)	In	Satz	3	werden	die	Worte	„Abs. 2“	durch	
die	Worte	„Abs. 4“	ersetzt.

c)	 In	Abs.	3	werden	die	Worte	„Volksschulen	zur	
sonderpädagogischen	 Förderung“	 durch	 das	
Wort	 „Förderzentren“	 und	 das	 Wort	 „Volks-
schulen“	durch	die	Worte	„Grundschulen	und	
Mittelschulen“	ersetzt.

7.	 Art.	9	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Überschrift	werden	die	Worte	„Volks-
schulen,	 Volksschulen	 zur	 sonderpädagogi-
schen	 Förderung“	 durch	 die	 Worte	 „Grund-
schulen,	 Mittelschulen,	 Förderzentren“	
ersetzt.

b)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Satz	1	erhält	folgende	Fassung:

„1Mit	 der	 Errichtung	 einer	 Grundschule	
oder	Mittelschule	für	das	Gebiet	mehrerer	
Gemeinden	 oder	 Teilen	 davon	 entsteht	
ein	 Schulverband	 aus	 den	 beteiligten	
Gemeinden,	 soweit	 nicht	 eine	 Regelung	
nach	Art.  8	Abs.  3	getroffen	 ist	 oder	die	
Aufwandsträgerschaft	nach	Art. 17	Abs. 1	

KommZG	einem	Zweckverband	übertra-
gen	ist,	dessen	Mitglieder	die	Gemeinden	
sind.“

bb)	In	 Satz	 3	 wird	 das	 Wort	 „Volksschulen“	
durch	die	Worte	„Grundschulen	oder	Mit-
telschulen“	ersetzt.

c)	 Abs.	3	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Es	wird	folgender	neuer	Satz	3	eingefügt:

„3Die	 Mitglieder	 der	 Schulverbandsver-
sammlung	 können	 einstimmig	 beschlie-
ßen,	dass	abweichend	von	Satz 2	einzel-
ne	Gemeinden	weitere	Mitglieder	 in	die	
Schulverbandsversammlung	 entsenden	
können	 oder	 dass	 die	 Stimmab	gabe	 der	
Mitglieder	 einzelner	 Gemeinden	 in	 der	
Schulverbandsversammlung	 mehrfach	
zählt.“

bb)	Die	bisherigen	Sätze	3	und	4	werden	Sät-
ze	4	und	5.

d)	 Abs.	10	Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:	

aa)	 Die	 Worte	 „(Teil-)Hauptschulstufe	 einer	
Volks	schule	 zur	 sonderpädagogischen	
Förderung“	 werden	 durch	 die	 Worte	
„Mittelschulstufe	 eines	 Förderzentrums“	
ersetzt.

bb)	Die	 Worte	 „einer	 anderen	 Volksschule	
zur	 son	derpädagogischen	 Förderung“	
werden	durch	die	Worte	„eines	anderen	
Förderzentrums“	er	setzt.

cc)	 Die	Zahl „2“	wird	durch	die	Zahl „3“	er-
setzt.

8.	 Art.	10	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	die	Worte	„Volksschü-
lerinnen	 und	 Volksschüler“	 durch	 die	
Worte	 „Schülerinnen	 und	 Schüler	 einer	
Grundschule	 oder	 Mittelschule“	 und	
das	 Wort	 „Volksschule“	 durch	 die	 Wor-
te	 „Grundschule	 oder	 Mittelschule“	 er-
setzt.

bb)	In	Satz	2	Nr. 1	werden	die	Worte	„Volks-
schulen,	 Volksschulen	 zur	 sonderpäda-
gogischen	 Förderung“	 durch	 die	 Worte	
„Grundschulen,	 Mittelschulen,	 Förder-
zentren“	ersetzt.

b)	 In	Abs.	2	Satz	3	wird	das	Wort	„Volksschule“	
durch	 die	 Worte	 „Grundschule	 oder	 Mittel-
schule“	ersetzt.

c)	 In	Abs.	3	Satz	2	wird	das	Wort	„Volksschulen“	
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durch	die	Worte	„Grundschulen,	Mittelschu-
len“	ersetzt.

d)	 In	Abs.	4	Sätze	1	und	4	wird	jeweils	die	Zahl	
„3“	durch	die	Zahl	„4“	ersetzt.

e)	 Abs.	5	Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Nr.	 1	 wird	 das	 Wort	 „Volksschulen“	
durch	die	Worte	„Grundschulen	und	Mit-
telschulen“	ersetzt.

bb)	In	 Nr.	 2	 werden	 die	 Worte	 „Teilhaupt-
schulstufen	 II	 der	 Volksschulen	 zur	 son-
derpädagogischen	Förderung“	durch	die	
Worte	 „Teilmittelschulstufen	 II	 der	 För-
derzentren“	ersetzt.

f)	 In	Abs.	8	Satz	3	wird	die	Zahl	„3“	durch	die	
Zahl	„4“	ersetzt.

9.	 Art.	13	wird	aufgehoben.

10.	 In	Art. 19	Abs. 1	Satz 1	werden	die	Worte	„jeden	
Gastschülerinnen	 und	 Gastschüler“	 durch	 die	
Worte	 „jede	 Gastschülerin	 und	 jeden	 Gastschü-
ler“	ersetzt.

11.	 In	Art.	22 Abs. 1	Satz 2	Nr. 2	wird	das	Wort	„Haupt-
schulen“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

12.	 In	 der	 Überschrift	 des	 Dritten	 Teils	 Abschnitt	 II	
wird	 das	 Wort	 „Volksschulen“	 durch	 die	 Worte	
„Grundschulen	und	Mittelschulen“	ersetzt.

13.	 In	Art.	30	werden	das	Wort	„Volksschulen“	durch	
die	 Worte	 „Grundschulen	 und	 Mittelschulen“	
und	die	Worte	„Art. 32	Abs. 3“	durch	die	Worte	
„Art. 32	Abs. 2	oder	Art. 32a	Abs. 2	Satz 1“	ersetzt.

14.	 Art.	31	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	2	Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	der	Überschrift	der	Tabelle A	werden	
die	 Worte	 „bzw.	 Grundschulstufen“	 ge-
strichen.

bb)	In	 der	 Überschrift	 der	 Tabelle  B	 werden	
die	 Worte	 „Hauptschulen	 bzw.	 Haupt-
schulstufen“	durch	das	Wort	„Mittelschu-
len“	ersetzt.

b)	 In	Abs.	3	Satz	2	wird	das	Wort	„Volksschulen“	
durch	die	Worte	„Grundschulen	oder	Mittel-
schulen“	ersetzt.	

c)	 In	Abs.	4	Satz	1	wird	das	Wort	„Hauptschu-
len“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

d)	 In	 Abs.	 6	 Satz	 3	 werden	 das	 Wort	 „Haupt-
schulstufe“	 durch	 das	 Wort	 „Mittelschulstu-
fe“	 und	 das	 Wort	 „Hauptschule“	 durch	 das	
Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

15.	 Art.	32	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	1	Satz	8	wird	das	Wort	„Volksschule“	
durch	 die	 Worte	 „Grundschule	 oder	 Mittel-
schule“	ersetzt.

b)	 In	 Abs.	 2	 Satz	 2	 werden	 das	 Wort	 „Haupt-
schulstufe“	 durch	 das	 Wort	 „Mittelschulstu-
fe“	 und	 das	 Wort	 „Hauptschule“	 durch	 das	
Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

c)	 In	Abs.	3	wird	das	Wort	„Volksschulen“	durch	
die	Worte	„Grundschulen	und	Mittelschulen“	
ersetzt.

16.	 In	 Art.	 35	 werden	 die	 Worte	 „Volksschulen	 zur	
sonder	pädagogischen	Förderung“	durch	das	Wort	
„Förderschulen“	ersetzt.

17.	 In	 Art.	 46	 Satz	 3	 wird	 das	 Wort	 „Volksschulen“	
durch	 die	 Worte	 „Grundschulen,	 Mittelschulen“	
ersetzt.

18.	 Art.	50	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Überschrift	werden	die	Worte	„, Grund-
schu	len	und	Hauptschulen“	angefügt.

b)	 In	 Abs.	 1	 werden	 die	 Worte	 „Art.  32	 Abs.  2	
und	3“	durch	die	Worte	„Art. 32	Abs. 2	oder	
Art. 32a	Abs. 2	Satz 1“	ersetzt.

c)	 Es	wird	folgender	Abs.	3	angefügt:	

„(3)	 1Für	 Ersatzschulen,	 die	 bis	 zum	
31.  Juli	 2012	 als	 Hauptschulen	 staatlich	 ge-
nehmigt	 wurden,	 gilt	 Art.  30	 in	 der	 bis	 zum	
31. Juli	2012	geltenden	Fassung;	Art. 31,	32,	
46	Satz 3,	Art.  57	Abs.  1	Sätze 5	und	6	und	
Art. 60	Satz 2	Nrn. 10	und	12	gelten,	soweit	
sie	 sich	 auf	 Mittelschulen	 beziehen,	 in	 ihrer	
jeweiligen	Fassung	entsprechend.	2Satz	1	gilt	
für	private	Grund-	und	Hauptschulen	und	für	
private	Volksschulen	entsprechend.“

19.	 Art.	57	Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Satz	5	werden	das	Wort	„Hauptschülerzah-
len“	 durch	 das	 Wort	 „Mittelschülerzahlen“	
und	das	Wort	„Hauptschule“	durch	das	Wort	
„Mittelschule“	ersetzt.

b)	 In	 Satz	 6	 Halbsatz	 1	 wird	 das	 Wort	 „Haupt-
schulen“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	er-
setzt.

20.	 Art.	57a	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs. 4	Satz 2	Halbsatz 2	wird	gestrichen.

b)	 Abs. 5	Satz	2	wird	aufgehoben;	im	bisherigen	
Satz 1	entfällt	die	Satznummerierung.

c)	 Abs. 8	wird	aufgehoben.
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21.	 In	Art.	60	Satz	2	Nrn.	10	und	12	wird	jeweils	das	
Wort	 „Volksschulen“	 durch	 die	 Worte	 „Grund-
schulen,	Mittelschulen“	ersetzt.

§	4

Änderung	des	Bayerischen	Lehrerbildungsgesetzes

Das	 Bayerische	 Lehrerbildungsgesetz	 (BayLBG)	
in	 der	 Fassung	 der	 Bekanntmachung	 vom	 12.	 De-
zember	 1995	 (GVBl	 1996	 S.	 16,	 ber.	 S.	 40,	 BayRS
2238-1-UK),	zuletzt	geändert	durch	§ 9	des	Gesetzes	
vom	23.	Juli	2010	(GVBl	S.	334),	wird	wie	folgt	geän-
dert:

1.	 In	der	Inhaltsübersicht	wird	jeweils	in	den	Über-
schriften	der	Art.	9	und	15	das	Wort	„Hauptschu-
len“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

2.	 In	 Art.	 2	 Nr.	 2	 wird	 das	 Wort	 „Hauptschulen“	
durch	das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

3.	 In	Art.	3	Abs.	1	Nr.	1	wird	das	Wort	„Hauptschule“	
durch	das	Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

4.	 In	 Art.	 4	 Abs.	 4	 wird	 das	 Wort	 „Hauptschulen“	
durch	das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

5.	 Art.	9	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	der	Überschrift	und	im	Einleitungssatz	wird	
jeweils	 das	 Wort	 „Hauptschulen“	 durch	 das	
Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

b)	 In	Nr.	2	wird	das	Wort	„Hauptschule“	durch	
das	Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

6.	 In	Art.	13	Nr.	3	Buchst.	b	und	Art.	14	Nr.	2	wird	
jeweils	 das	 Wort	 „Hauptschule“	 durch	 das	 Wort	
„Mittelschule“	ersetzt.

7.	 In	Art.	15	wird	jeweils	in	der	Überschrift	und	im	
Einleitungssatz	 das	 Wort	 „Hauptschulen“	 durch	
das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

8.	 In	Art.	19	Abs.	1	Satz	1	Nr.	3	Buchst.	b	wird	das	
Wort	„Hauptschule“	durch	das	Wort	„Mittelschu-
le“	ersetzt.

9.	 Art.	21	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	1	Nrn.	1,	2	und	3	wird	jeweils	das	Wort	
„Hauptschulen“	durch	das	Wort	„Mittelschu-
len“	ersetzt.

b)	 Abs.	2	Satz	3	wird	aufgehoben.

10.	 Art.	22	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	2	Satz	3	wird	das	Wort	„Hauptschu-
len“	durch	das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

b)	 In	Abs.	4	Satz	2	wird	das	Wort	„Hauptschule“	
durch	das	Wort	„Mittelschule“	ersetzt.

11.	 In	Art.	24	Abs.	2	wird	das	Wort	„Hauptschulen“	
durch	das	Wort	„Mittelschulen“	ersetzt.

12.	 Art.	27	Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Satz	 2	 Halbsatz	 1	 werden	 die	 Worte	
„Grund-	und	Hauptschulen“	durch	die	Worte	
„Grundschulen	und	Mittelschulen“	ersetzt.

b)	 Es	wird	folgender	Satz	3	angefügt:

„3Wer	 die	 Befähigung	 für	 das	 Lehramt	 an	
Hauptschulen	erworben	hat,	kann	an	Mittel-
schulen	verwendet	werden.“

§	5

Änderung	des	Schulwegkostenfreiheitsgesetzes

In	 Art.	 1	 Abs.	 4	 des	 Gesetzes	 über	 die	 Kosten-
freiheit	 des	 Schulwegs	 (Schulwegkostenfreiheitsge-
setz	–	SchKfrG)	in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	
vom	31.	Mai	2000	(GVBl	S.	452,	BayRS	2230-5-1-UK),	
zuletzt	geändert	durch	§ 4	des	Gesetzes	vom	23.	Juli	
2010	 (GVBl	 S.	 334),	 werden	 die	 Worte	 „Volks-	 und	
Sonderschulen“	durch	die	Worte	„Grundschulen,	Mit-
telschulen	und	Förderschulen“	ersetzt.

§	6

Inkrafttreten

(1)	Dieses	Gesetz	tritt	am	1.	August	2012	in	Kraft.

(2)	Abweichend	von	Abs.	1	treten

1.	 §	2	Nr.	5	mit	Wirkung	vom	1.	August	2010,

2.	 §	3	Nr.	20	mit	Wirkung	vom	1.	Januar	2011,

3.	 §§	 1	 und	 2	 Nr.	 6	 mit	 Wirkung	 vom	 1.	 August	
2011

in	Kraft.	

München,	den	9.	Juli	2012

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst		S	e	e	h	o	f	e	r
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200-6-1-W

Verordnung 
zur Änderung der 

Ausführungsverordnung Einheitlicher Ansprechpartner 

Vom 2. Juli 2012

Auf	 Grund	 von	 Art.  2	 Abs.  2	 Satz  5	 und	 Art.  5	
Abs. 1	und	2	Satz 2	des	Gesetzes	über	die	Zuständig-
keit	 für	 die	 Aufgaben	 des	 Einheitlichen	 Ansprech-
partners	im	Freistaat	Bayern	(Bayerisches	EA-Gesetz	
–	 BayEAG)	 vom	 22.  Dezember	 2009	 (GVBl	 S.  626,	
BayRS 200-6-W),	geändert	durch	Gesetz	vom	9. Mai	
2012	(GVBl	S. 154),	erlässt	das	Bayerische	Staatsmi-
nisterium	 für	 Wirtschaft,	 Infrastruktur,	 Verkehr	 und	
Technologie	 im	Einvernehmen	mit	den	Bayerischen	
Staatsministerien	 des	 Innern	 und	 der	 Finanzen	 fol-
gende	Verordnung:

§ 1

Die	 Verordnung	 zur	 Ausführung	 des	 Gesetzes	
über	die	Zuständigkeit	für	die	Aufgaben	des	Einheit-
lichen	 Ansprechpartners	 im	 Freistaat	 Bayern	 (Aus-
führungsverordnung	Einheitlicher	Ansprechpartner	–	
AVBayEAG)	vom	28. April	2010	(GVBl	S. 224,	BayRS	
200-6-1-W),	geändert	durch	Verordnung	vom	27. Juli	
2010	(GVBl	S. 639),	wird	wie	folgt	geändert:	

1.	 § 4	Abs. 2	Satz 1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Im	 einleitenden	 Satzteil	 werden	 die	 Worte	
„Im	Hinblick	auf	die	zweijährige	Erprobungs-
phase	haben	die	Einheitlichen	Ansprechpart-
ner“	durch	die	Worte	„Die	Einheitlichen	An-
sprechpartner	haben“	ersetzt.

b)	 In	Nr. 2	wird	das	Komma	durch	einen	Schluss-
punkt	ersetzt.

c)	 Nr. 3	wird	aufgehoben.

2.	 § 6	erhält	folgende	Fassung:

„§ 6

Landkreise	und	kreisfreie	Gemeinden	
als	Einheitliche	Ansprechpartner

(1)	Einheitliche	Ansprechpartner	gemäß	Art. 2	
Abs. 2	BayEAG	sind	folgende	Landkreise:

1.	 Landkreis	Neustadt	a.d.Waldnaab

2.	 Landkreis	Schwandorf

3.	 Landkreis	Traunstein.

(2)	 Einheitliche	 Ansprechpartner	 gemäß	
Art. 2	Abs. 2	BayEAG	sind	folgende	kreisfreie	Ge-

meinden:

1.	 Stadt	Nürnberg	

2.	 Stadt	Augsburg.

(3)	1Die	 in	Abs. 1	genannten	Landkreise	und	
in	Abs. 2	genannten	kreisfreien	Gemeinden	wer-
den	 von	 den	 Aufgaben	 des	 Einheitlichen	 An-
sprechpartners	 erst	 dann	 entbunden,	 wenn	 sie	
gegenüber	dem	Staatsministerium	für	Wirtschaft,	
Infrastruktur,	 Verkehr	 und	 Technologie	 schrift-
lich	 erklären,	 die	 Aufgaben	 künftig	 nicht	 mehr	
wahrnehmen	 zu	 wollen.	 2Die	 Aufgabenentbin-
dung	wird	mit	Inkrafttreten	der	darauf	folgenden	
entsprechenden	 Änderung	 dieser	 Verordnung	
rechtswirksam,	die	die	vor	dem	1. Oktober	eines	
jeweils	 geraden	 Kalenderjahres	 eingegangenen	
Erklärungen	berücksichtigt.	

(4)	 1Landkreise	 und	 kreisfreie	 Gemeinden,	
die	sich	nach	dem	1. Oktober	2012	entscheiden,	
die	Aufgaben	des	Einheitlichen	Ansprechpartners	
wahrnehmen	 zu	 wollen,	 können	 dies	 schriftlich	
gegenüber	dem	Staatsministerium	für	Wirtschaft,	
Infrastruktur,	Verkehr	und	Technologie	erklären.	
2Die	Aufgabenübertragung	wird	mit	Inkrafttreten	
der	darauf	 folgenden	entsprechenden	Änderung	
dieser	Verordnung	rechtswirksam,	die	die	vor	dem	
1. Oktober	eines	jeweils	geraden	Kalenderjahres	
eingegangenen	Erklärungen	berücksichtigt.

(5)	 Folgende	 Landkreise	 und	 kreisfreie	 Ge-
meinden	nehmen	die	Aufgaben	des	Einheitlichen	
Ansprechpartners	 im	 Umfang	 des	 Art.  1	 Satz  2	
des	Bayerischen	EA-Gesetzes	vom	22. Dezember	
2009	(GVBl	S.	626,	BayRS	200-6-W)	in	der	bis	zum	
Ablauf	des	30. Juni	2012	geltenden	Fassung	wahr:

1.	 Landkreis	Cham

2.	 Landkreis	Regensburg

3.	 Stadt	Aschaffenburg

4.	 Stadt	Bamberg

5.	 Landeshauptstadt	München

6.	 Stadt	Schweinfurt

7.	 Stadt	Weiden	i.d.OPf.“

3.	 Es	wird	folgender	neuer	§ 7	eingefügt:	

200-6-1-W

Verordnung  
zur Änderung der  

Ausführungsverordnung Einheitlicher Ansprechpartner 

Vom 2. Juli 2012
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„§ 7

Pfl	ichten	des	Einheitlichen	Ansprechpartners	
im	Rahmen	seiner	Aufgabenentbindung	

(1)	 1Die	Landkreise	und	kreisfreien	Gemein-
den,	 die	 die	 Aufgaben	 des	 Einheitlichen	 An-
sprechpartners	 nicht	 mehr	 wahrnehmen	 wollen,	
haben	bis	zum	Abschluss	aller	bei	 ihnen	laufen-
den	 Verfahren,	 mindestens	 aber	 während	 einer	
sechsmonatigen	Übergangszeit	nach	dem	Inkraft-
treten	der	Verordnung	gemäß	§ 6	Abs. 3	Satz 2,	
sicherzustellen,	 dass	 ihre	 Unzuständigkeit	 unter	
Verweis	 auf	 andere	 zuständige	 Einheitliche	 An-
sprechpartner	in	behördenüblicher	Weise,	insbe-
sondere	auch	in	den	elektronischen	Portalen	der	
Landkreise	und	kreisfreien	Gemeinden,	bekannt	
gegeben	 wird,	 und	 Eingänge	 in	 elektronischer	
Form	mit	einem	entsprechenden	Hinweis	beant-
wortet	werden.	2Diese	Landkreise	und	kreisfreien	
Gemeinden	haben	zu	veranlassen,	dass	Informa-
tionen,	 die	 im	 Dienstleistungsportal	 Bayern	 auf	
sie	 als	 Einheitliche	 Ansprechpartner	 verweisen,	
einschließlich	 ihrer	 eingestellten	 Formulare	 und	
Online-Anwendungen	gelöscht	werden.

(2)	1Offene	Verfahren	sind	zu	Ende	zu	führen,	
die	Antragsteller	sind	hiervon	entsprechend	zu	in-
formieren.	2Im	Einvernehmen	mit	dem	Antragstel-
ler	 und	 dem	 anderen	 zuständigen	 Einheitlichen	
Ansprechpartner	 kann	 ein	 solches	 Verfahren	 an	
diesen	abgegeben	werden.

(3)	 1Die	 Berichtspfl	icht	 nach	 §  4	 Abs.  2	 ist	
bezogen	auf	den	gesamten	Zeitraum	der	Aufga-
benwahrnehmung	zu	erfüllen.	2Dem	Staatsminis-
terium	 für	Wirtschaft,	 Infrastruktur,	Verkehr	und	
Technologie	ist	der	Abschluss	aller	in	den	vorste-
henden	Absätzen	genannten	Aufgaben	und	Ver-
fahren	unverzüglich	mitzuteilen.“

4.	 Der	bisherige	§ 7	wird	§ 8;	Satz 2	wird	aufgehoben	
und	die	Satznummerierung	im	bisherigen	Satz 1	
entfällt.

§ 2

Diese	Verordnung	tritt	am	17. Juli	2012	in	Kraft.	

München,	den	2. Juli	2012

Bayerisches Staatsministerium für 
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Martin		Z	e	i	l	,		Staatsminister



359Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 13/2012 1Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	13/2012

200-6-2-W

Verordnung 
zur Änderung der 
IMI-Verordnung1)

Vom 2. Juli 2012

Auf	Grund	des	Art.	5	Abs.	3	des	Gesetzes	über	
die	 Zuständigkeit	 für	 die	 Aufgaben	 des	 Einheitli-
chen	 Ansprechpartners	 im	 Freistaat	 Bayern	 (Bay-
erisches	 EA-Gesetz	 –	 BayEAG)	 vom	 22.	 Dezember	
2009	(GVBl	S.	626,	BayRS	200-6-W),	geändert	durch	
Gesetz	vom	9.	Mai	2012	(GVBl	S.	154),	erlassen	die	
Bayerischen	 Staatsministerien	 des	 Innern	 und	 für	
Wirtschaft,	 Infrastruktur,	 Verkehr	 und	 Technologie	
im	Einvernehmen	mit	den	Bayerischen	Staatsminis-
terien	der	Justiz	und	für	Verbraucherschutz,	für	Wis-
senschaft,	Forschung	und	Kunst,	 für	Unterricht	und	
Kultus,	 der	 Finanzen,	 für	 Umwelt	 und	 Gesundheit,	
für	 Ernährung,	 Landwirtschaft	 und	 Forsten	 und	 für	
Arbeit	 und	 Sozialordnung,	 Familie	 und	 Frauen	 fol-
gende	Verordnung:	

§	1 

§	6	der	Verordnung	über	die	Zuständigkeiten	und	
das	Verfahren	bei	der	Anwendung	des	europäischen	
Binnenmarktinformationssystems	IMI	 im	Bereich	der	

Richtlinie	 über	 Dienstleistungen	 im	 Binnenmarkt	
(IMI-Verordnung	–	IMIV)	vom	9. Oktober	2010	(GVBl	
S. 715,	BayRS	200-6-2-W)	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 In	der	Überschrift	wird	das	Wort	„, Außerkrafttre-
ten“	gestrichen.

2.	 Satz  2	 wird	 aufgehoben;	 die	 Satznummerierung	
im	bisherigen	Satz	1	entfällt.	

§	2

Diese	Verordnung	tritt	am	31. Juli	2012	in	Kraft.	

München,	den	2.	Juli	2012

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Joachim		H	e	r	r	m	a	n	n	,		Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium für 
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Martin		Z	e	i	l	,		Staatsminister

		1)	 	Diese	 Verordnung	 dient	 der	 Umsetzung	 der	 Richtlinie	
2006/123/EG	 des	 Europäischen	 Parlaments	 und	 des	 Rates	
vom	12.	Dezember	2006	über	Dienstleistungen	im	Binnen-
markt	(ABl	L	376	S.	36).	

200-6-2-W

Verordnung  
zur Änderung der  
IMI-Verordnung1)

Vom 2. Juli 2012
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2013-4-1-F

Verordnung 
zur Änderung der 

Kurtaxordnung für die bayerischen Staatsbäder

Vom 2. Juli 2012

Auf	Grund	von	Art.	24	Abs.	1	und	3	Satz	1	des	Kos-
tengesetzes	(KG)	vom	20. Februar	1998	(GVBl	S. 43,	
BayRS	2013-1-1-F),	zuletzt	geändert	durch	Art. 16	des	
Gesetzes	vom	14.	April	2011	(GVBl	S.	150),	erlässt	das	
Bayerische	Staatsministerium	der	Finanzen	 folgende	
Verordnung:

§	1

Die	Verordnung	über	die	Erhebung	der	Kurtaxe	
in	 den	 bayerischen	 Staatsbädern	 Bad	 Reichenhall,	
Bad	Steben,	Bad	Kissingen,	Bad	Brückenau	und	Bad	
Bocklet	 (Kurtaxordnung	 für	 die	 bayerischen	 Staats-
bäder)	vom	15.	November	2004	(GVBl	S. 462,	BayRS	
2013-4-1-F),	zuletzt	geändert	durch	Verordnung	vom	
17. Mai	2011	(GVBl	S. 239),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Die	Überschrift	erhält	folgende	Fassung:

„Verordnung	 über	 die	 Erhebung	 der	 Kurtaxe	
(KurtaxV)“.

2.	 Anlage	2	erhält	folgende	Fassung:

„Anlage 2
(zu	§	5)

Höhe der Kurtaxe (einschließlich Umsatzsteuer)
in den bayerischen Staatsbädern

Staatsbad EURO

Bad Reichenhall:
Normalsatz
Gäste	gemäß	§	4	Abs.	2	Nr.	1
Gäste	gemäß	§	4	Abs.	2	Nrn.	2	und	3

3,10
2,60
1,55

Bad Steben:
Normalsatz
Gäste	gemäß	§	4	Abs.	2	Nr.	1
Gäste	gemäß	§	4	Abs.	2	Nrn.	2	und	3

2,80
2,30
1,40

Bad Kissingen:
Normalsatz
Gäste	gemäß	§	4	Abs.	2	Nr.	1
Gäste	gemäß	§	4	Abs.	2	Nrn.	2	und	3

3,40
2,90
1,70

Bad Brückenau:
Normalsatz
Gäste	gemäß	§	4	Abs.	2	Nr.	1
Gäste	gemäß	§	4	Abs.	2	Nrn.	2	und	3

2,70
2,20
1,35

Bad Bocklet:
Normalsatz
Gäste	gemäß	§	4	Abs.	2	Nr.	1
Gäste	gemäß	§	4	Abs.	2	Nrn.	2	und	3

2,20
1,70
1,10

“.

§	2

Diese	 Verordnung	 tritt	 am	 1.	 Januar	 2013	 in	
Kraft.

München,	den	2.	Juli	2012

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Dr.	Markus		S	ö	d	e	r	,		Staatsminister

2013-4-1-F

Verordnung  
zur Änderung der  

Kurtaxordnung für die bayerischen Staatsbäder

Vom 2. Juli 2012
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